C. Die Beziehungen zwischen EU und Afrika
1. EU-Entwicklungszusammenarbeit im historischen Überblick
1.1. Einleitung 

Die Entwicklungsbeziehungen der EU reichen auf die Römischen Verträgen zur Gründung der EWG aus dem Jahr 1957 zurück. Vier der sechs Mitglieder der EG, nämlich Frankreich, Belgien, Intalien und Niederlande, besaßen damals Kolonien, zu denen sie enge wirtschaftliche und politische Beziehungen unterhielten. 

Frankreich forderte auf der Konferenz von Venedig 1956, finanzielle Zuwendigungen von der Wirtschaftsgemeinschaft für die damaligen Kolonien und macht seinen Beitritt davon abhängig. Belgien und Italien schlossen sich dieser Forderung an. Nach anfänglicher Ablehnung, zeigten sich Deutschland und Niederlande an der nächsten Konferenz in Paris 1957 kompromissbereit. 1
Die Überseegebiete Frankreichs, Belgiens, Italiens und der Niederlande wurden mit der Unterzeichnung der Verträge von Rom im Jahre 1957 assoziiert. Deshalb wurde der Artikel 131 in die Verträge aufgenommen, in dem es heißt:

„Die Mitgliedsstaaten kommen überein, die außereuropäischen Länder und Hoheitsgebiete, die mit Belgien, Frankreich, Italien und den Niederlanden besondere Beziehungen unterhalten, der Gemeinschaft zu assoziieren. [...] die Förderung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Länder und Hoheitsgebiete und die Herstellung enger Wirtschaftsbeziehungen zwischen ihnen und der gesamten Gemeinschaft. Entsprechend den in der Präambel dieses Vertrages aufgestellten Grundsätze soll die Assoziierung in erster Linie den Interessen der Einwohner dieser Länder und Hoheitsgebiete dienen und ihren Wohlstand fördern, um sie der von  ihnen erstrebten wirtschaftlichen sozialen und kulturellen Entwicklung entgegenzuführen.“ (Art. 131 EWGV). 

Zur Verwirklichung der in Art. 182 EGV (ex-Art. 131) genannten Ziele waren in der Art. 183-186 EVG (ex-Art. 132 – 135) folgende Maßnahmen Vorgesehen: 

· Im Bereich des Handelsverkehr wurde eine Art Freihandelszone unter dem Prinzip der gegenseitigen Meistbegnüstigung und des Zollabbaus angestrebt, 

· Für selbständig Erwerbstätige und Gesellschaften sollte sollte Niederlassungsfreiheit gelten, 

· Der Bereichfreizügigkkeit für Arbeitskräfte warf besondere Probleme auf und sollte später in einem gesondert in einem späteren Abkommen geregelt werden, 

· Art. 183 Z 3 (ex-Art. 132 Z 3) sah die Beteiligung an den Investitionskosten der überseeischen Länder und Gebiete mittels Schaffung des Europäischen Entwicklungsfonds vor, 

· Art. 183 Z 4 EGV (ex-Art. 132 Z 4) enthielt den Grundsatz der freien Beteiligung an den Ausschreibungen des Entwicklungsfonds. 
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1- Vgl. Wilfried Telkämpfer, Betrifft, EU und AKP auf der Kippe, zur Reform des Lomé-Vertrags, Brüssel 1998, S. 7. 
1.2. Yaoundé-Abkommen 

Im Zuge der Erlangung der Unabhängigkeit der assoziierten Staaten wurde eine Neuformulierung der besonderen Beziehungen der nun unabhängigen afrikanischen Staaten zur EWG notwendig. Der 1963 unterzeichnete Vertrag von Yaoundé (Kamerun) stellt einen Vertrag zwischen (formal) gleichberechtigten Staaten dar. Anzuerkennen ist, dass diese Abkommen nicht frei ausgehandelt wurden, sondern dass die afrikanischen Staaten nur zwischen Annahme und Ablehnung zu wählen hatten. Der Inhalt des Yaoundé-Abkommen bestand im zollfreien Zugang der Waren der Yaoundé–Länder zum EWG-Markt, mit Einschränkungen bei Waren, die mit EWG-Waren konkurrierten. Der Zwang der Gegenpräferenzen blieb erhalten, wodurch sich die koloniale Vergangenheit verrät. Weiterhin wurden von der EWG über den Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) und die neu gegründete Europäische Investitionsbank (EIB) Zuschüsse und Darlehen für Yaoundé–Staaten gewährt. Der EEF, der zu diesem Zweck eingerichtet wurde, wurde mit 580 Mio. ECU ausgestatte.2 Das Ziel des Abkommens, das eine Laufzeit von fünf Jahren hatte und 1969 einmal erneuert wurde (Yaoundé II), durch eine Handelsausweitung die Entwicklung der afrikanischen Staaten zu fördern und gleichzeitig den wirtschaftlichen Einfluss der EWG zu festigen, wurde zumindest im ersten Punkt nicht erreicht.3
Noch bevor der Vertrag 1971 in Kraft trat, traten 1969 mit dem Abkommen von Arusha Kenia, Tansania und Uganda der Zusammenarbeit bei. 1972 kam Mauritius dazu. Handelspolitisch brachten die beiden Abkommen zum ersten Assoziierungsvertrag keine neuen Reglungen, institutionalisierten aber Formell den Assoziationsrat und die parlamentarische Konferenz der Assoziation, um den Forderungen der Unabhängigen Staaten nach Mitsprache bei der Aushandlung mit Ausgestaltung der Abkommen nachzukommen. 

„… Diese hatten zwar ihre politische Unabhängigkeit, wirtschaftlich hingen sie aber mehr denn je vom Handel mit den europäischen Staaten ab. Im Grunde handelt es sich bei den Assoziierungsabkommen um eine Fortsetzung der Kolonialpolitik mit anderen Mitteln, unter dem Deckmantel einer gleichberechtigten Zusammenarbeit. Perspektiven für eine eigenständige Entwicklung Afrikas spielten dabei kaum eine Rolle“ 4
1975 war Großbritannien nach seinem Beitritt zur EWG im Jahre 1973 daran interessiert, die besonderen Beziehungen zu den 21 Commonwealth-Ländern in Afrika, der Karibik und im Pazifik in die EWG einzubringen. Zusätzlich zu den vorher assoziierten Staaten wurde diesen und sechs weiteren, nicht assoziierten afrikanischen Staaten (Äquatorial-Guinea, Guinea-Bissau, Äthiopien, Liberia und Sudan) die Möglichkeit eingeräumt, ihre zukünftigen Beziehungen mit der EG zu verhandeln. Die Entwicklungsländer schlossen sich durch das Abkommen von Georgetown zu einer formellen Gruppe mit einheitlicher Haltung und einem gewählten Sprecher zusammen. Es führte zu neuen Verhandlungen zwischen EWG und den nun 46 Staaten Afrikas, des karibischen und des pazifischen Raums.
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2- Vgl. Liebmann, Andreas, Leitfaden zur europäischen Entwicklungszusammenarbeit, Wien 1993, S. 32. 

3- Kolonialismus? Herausgegeben vom Arbeitskreis Entwicklungspolitik im Bund der Deutschen Katholischen Jugend, 
    Stuttgart 1991, S. 24.
4- Wilfried Telkämpfer: Betrifft - EU und AKP auf der Kippe, zur Reform des Lomé-Vertrags, Brüssel 1998, S. 9.

Die Verhandlungsposition der Entwicklungsländer war durch die Ölkrise im Jahre 1973 gestärkt. Denn die Industriestaaten befürchteten, dass weitere Rohstoffkrisen ihre Machtposition erschüttern könnten. Auch innerhalb der UNO formulierten die Entwicklungsländer in den UNCTAD-Konferenzen Forderungen nach einer neuen Wirtschaftsordnung mit einer gerechten internationalen Arbeitsteilung. Um ihre Verhandlungsposition gegenüber der EG zu stärken, bildeten die assoziierten Staaten Afrikas, der Karibik und des Pazifiks einen gemeinsamen Block der AKP-Staaten mit einem gemeinsamen Sprecher.5
Nach Verhandlungen wurde das erste Lomé-Abkommens (genannt nach dem Anschlussort Lomé - Hauptstadt von Togo) im Jahre 1975 mit einer Laufzeit von fünf Jahren unterzeichnet. 

Als Hauptziel des Kooperationsabkommen wurde die „Organisation eines großen Wirtschaftsraumes mit einem Höchstmaß an Freizügigkeit und eine wirksame finanzielle Unterstützung der assoziierten Länder“ angestrebt.6 Bei der wiederum fünfjährigen Laufzeit des ersten Lomé-Abkommens stand 1981 die Erneuerung an, Lomé II. Die dritte Auflage des Lomé-Abkommens trat 1986 in Kraft. Die einzige wirkliche Neuerung bildet die Formulierung der entwicklungspolitischen Zielsetzung, mit der Entwicklungszusammenarbeit eine „autonomere und sich selbsttragende Entwicklung“ voranstrebt.

Im Gegensatz zu den vorangegangenen Abkommen wurde das vierte Abkommen über zehn Jahre - bis zum Jahr 2000 - beschlossen. In diesem Abkommen wurden die Förderung der Menschenrechte und die Wahrung der Demokratie zu Kernelementen, neue Ziele wie die Stärkung der Rechte der Frauen, der Schutz der Umwelt und die Erhaltung der natürlichen Ressourcen wurden in die Zusammenarbeit aufgenommen. Die Lomé-Politik war eine Regionalpolitik und umfasste schwerpunktmäßig alle Staaten Afrikas südlich der Sahara. 

Der am 23.06.2000 unterzeichnete Vertrag von Cotonou, der die Kooperation der Union inzwischen 78 AKP-Staaten regelt, hat erstmals eine Laufzeit bis 2020, also von 20 Jahren, wobei alle fünf Jahre eine Überprüfung vorgesehen ist. Mit diesem Abkommen leitet die EU eine grundlegende Erneuerung der Entwicklungszusammenarbeit ein. Ähnliche Abkommen über Zusammenarbeit und Finanzhilfe existieren außerdem mit den Staaten des Maghreb (Algerien, Marokko, Tunesien), des Maschrik (Ägypten, Jordanien, Libanon und Syrien), den ASEAN-Ländern (Brunei, Indonesien, Laos, Malaysia, Myanmar, Philippinen, Singapur, Thailand, Vietnam), und den Andenpaktstaaten (Bolivien, Ecuador, Peru, Venezuela und Kolumbien).

Neben diesem geographischen Konzept unterstützt die Europäische Union (EU) fast alle Entwicklungsländer im Rahmen thematischer Programme. In den meisten Fällen durch nicht rückzahlbare Zuschüsse, aber auch über zinsbegnüstigte Darlehen und Investitionskapital von der Europäischen Zentralbank. Heute zahlt die EU über die Hälfte der weltweiten Entwicklungshilfe. Obwohl die Entwicklungshilfe der EU den weltweiten höchsten Anteil am BSP hat, will sie die finanziellen Mittel noch aufstocken, um auf das von der UNO angestrebte Ziel von 0,7 Prozent zu erreichen. Für das Jahr 2006 soll die Summe von 36 Mrd. EUR aufgebracht werden.
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5- Vgl. Boeckh, Andreas: Entwicklungstheorien, Eine Rückschau, in: Nohlen, Dieter/ Nuscheler, Franz (Hg.): Handbuch 
    der Dritten Welt, 3. Aufl. Bonn 1993, S. 110-130. 
6- Vgl. EG-Entwicklungspolitik, Stabex Sysmin Subversionen moderne Formen des Kolonialismus? Herausgegeben 
    vom Arbeitskreis Entwicklungspolitik im Bund der Deutschen Katholischen Jugend, Stuttgart 1991, S, 24 – 25.
1.2.1. Rechtsgrundlage Der Zusammenarbeit Yaoundé I und Yaoundé II7
	Rechtsgrundlage der
	Partner
	Unterzeichnet in/am;
	Ausstattung
	Wesentliche Ereignisse und Neuerungen der

	Zusammenarbeit
	
	In Kraft getreten am;
	EEF und EIB75
	Beziehungen

	
	
	Laufzeit
	
	

	Jaunde I
	6 EWG-
	Jaunde (Kamerun) /
	2. EEF:
	Die Beziehungen werden zu Vertragsbeziehun-

	
	Mitgliedstaaten und
	20.7.1963;
	730 Mio. EZU-
	gen zwischen gleichen, souveränen Völker-

	
	Gemeinschaft der
	1.6.1964;
	RE
	rechtssubjekten.

	
	Afrikanischen und
	Laufzeit bis 3 1.5. 1969
	
	

	
	Malagasischen Staa-
	
	
	

	
	ten (AAMS): alle 18
	
	
	

	
	ehemals Assoziierten
	
	
	

	
	mit Ausnahme Gui​neas
	
	
	

	Jaunde 11
	dito
	Jaunde (Kamerun) /
	3. EEF:
	Keine wesentlichen Änderungen.

	
	(Mauritius trat am
	27.6.1969;
	91 8 Mio. EZU-
	

	
	1.6. 1973 der AAMS
	1.1.1971;
	RE
	

	
	als 18. Staat bei)
	Laufzeit bis 3 1.1. 1975
	
	


---------------------------------------

7- Vgl. Windmeißer Anette: Der Menschenrechtsansatz in der Entwicklungszusammenarbeit, Wien 2002, S. 45.
1.3. Lomé-Abkommen

1.3.1. Geschichtliche Hintergründe

Großbritannien war nach seinem Beitritt zur EWG daran interessiert, die besondern Beziehungen zu seinen ehemaligen Kolonien im Rahmen des Commonwealth in die EWG einzubringen. Die damalige weltpolitische Situation, die bereits vorhin erwähnt wurde, wie etwa die Weltwirtschaftskrise, sowie die Weigerung der anglophonen afrikanischen Staaten, sich dem neo-kolonial gefärbten Yaoundé-Abkommen anzuschließen, führten zu einem qualitativ neuen Verhandlungsergebnis zwischen der EWG und den 46 Staaten Afrikas, des karibischen und pazifischen Raums. 

1975 war Großbritannien nach seinem Beitritt zur EWG im Jahre 1973 daran interessiert, die besonderen Beziehungen zu den Commonwealth-Ländern in die EWG einzubringen. Es führte zu neuen Verhandlungen zwischen EWG und den nun 46 Staaten Afrikas, des karibischen und des pazifischen Raums. Stefan Mair nannte drei Faktoren, die vielmehr die Bereitschaft der europäischen Geber Länder zu Beginn des Lomé-Prozesses beeinflussen: die Verhandlungsposition der Entwicklungsländer war durch die Ölkrise im Jahre 1973gestärkt. Denn die Industriestaaten befürchteten, dass weitere Rohstoffkrisen ihre Machtposition erschüttern könnten. Zudem war der Kale Krieg noch voll im Gange, denn die EG Verband mit dem Vertragsabschluss die Hoffnung, dadurch den Verblieb dieser Länder in westlichern Lager zu sichern. Auch innerhalb der UNO formulierten die Entwicklungsländer in den UNCTAD-Konferenzen Forderungen nach einer Neuen Wirtschaftsordnung mit einer gerechten internationalen Arbeitsteilung.8. Um ihre Verhandlungsposition gegenüber der EG zu stärken, bildeten die assoziierten Staaten Afrikas, der Karibik und des Pazifiks einen gemeinsamen Block der AKP-Staaten mit einem gemeinsamen Sprecher. Dazu kam die Weigerung der anglophonen afrikanischen Staaten, sich dem neo-kolonial gefärbten Yaoundé-Abkommen anzuschließen, führten zu einem qualitativ neuen Verhandlungsergebnis zwischen der EWG und den 46 Staaten Afrikas, des karibischen und pazifischen Raums. Das Lomé-Abkommen verbindet die Elemente Handel und Entwicklungshilfe. Es besaß Modelcharakter für die Nord-Südbeziehungen und stellte den weltweit größten finanziellen und politischen Rahmen für die Nord-Südkooperation dar.9 Das sind Verträge zwischen EG/EU und den AKP- Staaten. 1975 in der togolesischen Hauptstadt Lomé abgeschlossen, es sind vier, die ersten drei mit einer Laufzeit von fünf Jahren; sie legen Ziele und Mittel der Zusammenarbeit der beiden Staatengruppen in den Bereichen Handel, Industrie und Landwirtschaft (seit Lomé 2), bei der Stabilisierung der Rohstofferlöse sowie den Umfang der Finanziellen und Technischen Hilfe der EU für die AKP-Staaten fest. Als Hauptziel des Kooperationsabkommens wurde die „Organisation eines großen Wirtschaftsraumes mit einem Höchstmaß an Freizügigkeit und eine wirksame finanzielle Unterstützung der assoziierten Länder“ angestrebt.10 Die Lomé-Verträge wurden zwischen der EG, vertreten durch Rat und Kommission, den Mitgliedstaaten der EWG und den AKP-Staaten geschlossen. Sie basieren auf Art. 238 EWGV, umfassen allerdings auch Angelegenheiten außerhalb der EG-Kompetenzen, weshalb auch die EG-Mitgliedstaaten Parteienstellung besitzen.11
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8- Vgl. Mair Stefan: Afrikaplitik der Europäischen Union, in Information zur politischen Bildung Nr. 264/1999, Limburg 
     1999, S.53.

9- Vgl. Europäische Kommission: The Lomé Convention, S. 2, online: 
    http://www.europa.eu.int/comm/development/development_old/cotonou/lome_history_en.htm Januar 2004. 

10- Vgl. EG-Entwicklungspolitik, Stabex Sysmin Subversionen moderne Formen des Kolonialismus? Herausgegeben 
     vom Arbeitskreis Entwicklungspolitik im Bund der Deutschen Katholischen Jugend, Stuttgart 1991, S. 24 – 25.

11-Vgl. Brandtner, Barbara, Die Entwicklungspolitik der EG und die Beziehungen zu den Staaten der Dritten Welt, in: 
    Röttinger, M/Weyringer, C. (Hrsg.), Handbuch der Europäischen Integration. Strategie – Struktur – Politik im EG-
    Binnenmarkt, Wien 1991, S.613.

1.3.2. Lomé I
Nach langen und schwierigen Verhandlungen konnte fristgerecht zum Ablauf des zweiten Yaoundé-Abkommens am 28.02.1975 mit 46 Staaten Afrikas, der Karibik und des pazifischen Raums- den so genannten AKP-Staaten - in der togoischen Hauptstadt Lomé ein neues Abkommen, Lomé-Abkommen (genannt nach dem Abschlussort) mit einer Laufzeit von fünf Jahren unterzeichnet werden.

Die Verhandlungsposition der Entwicklungsländer war durch die Kartellpolitik der Erdöl produzierenden Staaten (OPEC) seit 1973 wesentlich gestärkt. Die Industrieländer befürchteten weitere Rohstoffkartelle, die ihre Machtposition erschüttern könnten. Innerhalb der UNO formulierten die Entwicklungsländer Forderungen nach einem neuen Weltwirtschaftssystem.

Die vertraglich festgelegte Kooperation beruht auf drei Grundprinzipien:12
· Gleichheit der Partner,
· Souveränität der Entscheidungen und
· Sicherheit der Beziehungen. 

Die Instrumente der Zusammenarbeit dienen dazu, die Handelsbeziehungen zwischen EU und AKP -Staaten zu vertiefen, eine autonome Entwicklung zu fördern, den Zugang zu den Kapitalmärkten zu erleichtern, Direktinvestitionen zu  unterstützen, Strukturanpassungsbemühungen der AKP-Staaten zu unterstützen und Exporterlösschwankungen auszugleichen.13
Im Hinblick auf Umfang, Struktur, Zielsetzung und Regelungsgehalt hatte sich der aus 94 Artikeln sowie sieben Protokollen und eine Schlussakte bestehende Lomé-Vertrag weitgehend von den Vorgängerverträgen entfernt. Es finden sich Bestimmungen zur handelspolitischen und industriellen Zusammenarbeit, zum Niederlassungs- und Dienstleistungsrecht sowie Zahlungs- und Kapitalverkehr.14 Der Abschluss des ersten Lomé-Abkommens wurde als ein positives Signal im Nord-Süd-Dialog verstanden weil es in den Hauptforderungsbereichen der Entwicklungsländer Fortschritte brachte
---------------------------------------

12-Vgl. Kappel, Robert: Die Zukunft von Lomé, Deutsche Optionen für eine Reform der Entwicklungskooperation zwischen der Europäischen Union und der AKP-Staaten, Arbeitspapiere zur EU-Entwicklungspolitik 6, Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn 1997, S. 7.

13-Ebd. S. 7.

14-Vgl. Kuhn, Maco, in: Humanitäre Hilfe der Europäischen Gemeinschaft, Entwicklung, System und primärrechtlicher Rahmen, Bochum 1999, S. 40.
1.3.2.1. Das Lomé-Abkommen enthielt folgende wichtige Bestimmungen:

· Handel: freier Zugang fast aller Waren (99,5%) aus den AKP-Staaten zum EG-Markt. Sonderregelungen wurden für einige Produkte geschaffen, die EG-Agrarmarktordnungen unterliegen. Einräumung der Meistbegünstigung von Seiten der AKP-Staaten für Waren aus der EG, d.h. die AKP-Länder dürften ihre im Aufbau befindliche Industrie durch geeignete Maßnahmen schützen, jedoch EG-Produkte nicht schlechter stellen als die anderer Industrieländer. Abnahme- und Preisgarantie für Zuckerexporte aus den AKP-Staaten zu jährlich neu festgesetzten Preisen,

· Rohstoffe: Errichtung des STABEX-Fonds „System zur Stabilisierung der Exporterlöse“, einer Art Versicherungssystem zur Stabilisierung der Exporterlöse der AKP-Länder bei Agrarprodukten, war das Kernstück des Lomé I. Fällt nämlich der Erlös aus einem der in der Liste enthaltenen agrarischen Rohstoffe wie z.B. Baumwolle, Erdnüsse, Kaffee, Kakao, Palmöl oder Tee, so kann das betreffende Land, wenn es die festgelegten Bedingungen erfüllt, eine Ausgleichszahlung beanspruchen,

· Industrie: Die EG unterstützt die Ziele der AKP-Staaten nach beschleunigter Industrialisierung durch Ausbau und Diversifizierung des Ind.-Sektors und langfristige Verlagerung von Ind.-Projekten/-Branchen aus den IL in die Dritte Welt, um dort homogenere Wirtschaftsstrukturen aufzubauen, Gründung eines Centers for Industrial Development (CID) in Brüssel zur Förderung der Investitionen in den AKP-Staaten.

Als besonders wichtig wurde auch das Zuckerabkommen im Rahmen des Lomé-Abkommens angesehen. Da Großbritannien den Zuckerproduzenten im Commonwealth durch die Unterzeichnung des so genannten „Commenwealth-Sugar-Agreement“ im Jahre 1951 mit 18 seiner Kolonien gewisse Abnahmenmengen garantiert hatte, drängte es bei den Verhandlungen auf Nachfolgeregelungen. Das Lomé-Abkommen sicherte den Zuckerexporteuren der AKP-Länder einen jährlichen Absatz von 1,3 Mio. t Zucker zu den gleichen garantierten Mindestpreisen, die für die europäischer Erzeuger galten.15
Außerdem sah das erste Lomé-Abkommen von 1975 eine industrielle, technische und finanzielle Kooperation vor, die die Industrialisierung der Entwicklungsländer vorantreiben sollte.

Die schon in Yaoundé eingerichteten Beratungs- und Kontrollgremien wurden verstärkt und erhielten neue Namen: Ministerrat, Botschafterausschuss und Paritätische Versammlung.

An Lomé I wurden hohe Erwartungen geknüpft; die AKP-Staaten betrachteten das Abkommen als ersten Schritt zu einer Neugestaltung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen IL und EL und erhofften sich wesentliche Entwicklungsimpulse. Die Bilanz von Lomé I war demgegenüber enttäuschend. Der Handel blieb sowohl dem realen Umfang als auch der Struktur nach vom alten Muster der Internationalen Arbeitsteilung geprägt, auch Industrialisierungseffekte waren kaum zu verzeichnen, wenn auch der 5. EEF mit 4645 Mio. ECU erneuert aufgestockt wurde und die EIB Kredite in der Höhe von 685 Mio. ECU aus Eigenmittel bereitstellte. 
---------------------------------------

15- Vgl. Helmut, Strizek und Gisela, Hammers-Strizek in: Europäische Einigung, Bilanz und Perspektiven, 2. Auflage, Bonn 1984, S.85-86.
Rechtsgrundlage der Zusammenarbeit Lomé I16
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16- Vgl. Windmeißer Anette: Der Menschenrechtsansatz in der Entwicklungszusammenarbeit, Wien 2002, S. 45.
1.3.3. Lomé II 

Das neue Abkommen zwischen EG und AKP-Ländern wurde am 31.10.1979 abgeschlossen (58 AKP-Länder) und trat am 1.4.1980 für wiederum fünf Jahre bis 28.2.1985 in Kraft. Der diesbezügliche 5. EEF wurde anfangs mit 4.627 ECU ausgestattet und nach dem Beitritt von Simbabwe auf 4.645 ECU erhöht. Die EIB stellte im Rahmen von Lomé II Kredite in der Höhe von 885 ECU zur Verfügung. Die Zusammenarbeit zwischen den beiden Parteien wurde detaillierter festgelegt, so dass der Vertrag auf 191 Artikel, sieben Protokolle und eine Schlussakte anwuchs. Die Begeisterung für das Abkommen ist zurückgegangen und die Rohstoffpreise begannen außerdem weltweit zu fallen; die Verfügbarkeit der Rohstoffe für die Industrieländer (IL) war daher nicht mehr in Frage gestellt. Die Wirtschaftslage in den meisten europäischen Staaten hat sich verschlechtert. Helmut Strizek und Gisela Hammers-Strizek schreiben darüber:17
„Der Nord-Süd-Dialog stagnierte, die wirtschaftliche Situation der europäischen Mitgliedsländer hatte sich verschlechtert. Die Europäische Gemeinschaft- wie auch die meisten ihrer Mitgliedsländer- hatten mit großen Finanzproblemen zu kämpfen. Eine Tendenz der Mitgliedstaaten, ihre Entwicklungsleistungen lieber bilateral als über die EG-Schiene zu vergeben, war unverkennbar“
1.3.3.1. Finanzielle Ausgestaltung von Lomé II (1980-1985)18
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17- Ebd., S. 86. 
18- Ebd. S. 45.

1.3.3.2. Erneuerungen in Lomé II 19
1- Wichtigste Erneuerung in Lomé II war die Einführung des SYSMIN-Systems zur Forderung der Entwicklung Produktionskapazitäten im Bergbau der AKP- Länder (u.a. Kupfer, Kobalt, Phosphate, Zinn, Bauxit). Durch SYSMIN sollten die AKP-Länder gegen unkontrollierbare Risiken beim Export mineralischer Rohstoffe versichert und auch die technischen und Kapitalhilfe zur Exploration und zum Abbau mineralischer Rohstoffe verstärken. Das STABEX-System wurde u.a. durch Einbeziehung von mehr Rohprodukten ausgebaut.

2- Das Zuckerprotokoll von Lomé I wurde zum größten Teil übernommen. Die EG konzentrierte im Rahmen von Lomé II ihre technische und finanzielle Hilfe zunehmend auf ländliche Gebiete in den AKP-Staaten.

3. Der von den AKP- Staaten geforderte Industrialisierungsfonds wurde von der EG abgelehnt.

4. Maßnahmen im Bereich der ländlichen Entwicklung: Förderung von Kleinproduzenten und Genossenschaften, Errichtung eines Zentrums für Zusammenarbeit im Bereich der Agrarforschung und -technik. In den einzelnen Bereichen ging die EG stärkere Verpflichtungen gegenüber den 35 Ländern des AKP- Raums ein, die zu dem am wenigsten entwickelten EL gerechnet werden.

Auch Lomé II brachte weder beim Handel noch für die ind. Entwicklung spürbare Verbesserungen, sondern konnte allenfalls verhindern, dass sich die Lage der AKP-Länder noch weiter verschlechterte. Unter anderem erwiesen sich die für Stabex und Sysmin zur Verfügung gestellten Mittel aufgrund des Preisverfalls bei Rohstoffen 1980/81 als viel zu gering. Das Abkommen blieb weit hinter den Forderungen und Erwartungen der AKP-Länder zurück. Es enthielt kaum substanzielle Neuerungen, sondern strebte den Ausbau von Lomé I an. Zentrale Bestimmungen waren die Fortsetzung des einseitigen Abbaus von Handelshemmnissen, Förderung des Handels zwischen den AKP-Ländern.

1.3.3.3. Grundlage der Zusammenarbeit Lomé II20
	Rechtsgrundlage der
	Partner
	Unterzeichnet in/am;
	Ausstattung
	Wesentliche Ereignisse und Neuerungen der

	Zusammenarbeit
	
	In Kraft getreten am;
	EEF und EIB75
	Beziehungen

	
	
	Laufzeit
	
	

	Lome II
	9 EWG-
	Lome (Togo) /
	5. EEF:
	Einführung von SYSMIN (Kompensationssy-

	
	Mitgliedstaaten und
	31.10.1979;
	4.627 Mio.
	stem für den Ausfall von Exporterlösen im Be-

	
	zunächst 58 AKP-
	1.1.1981;
	ECU, sowie 885
	reich Bergbau, für solche AKP-Staaten, die hier-

	
	Staaten (bei Inkraft-
	Laufzeit bis 28.2. 1985
	Mio. ECU für
	von stark abhängig sind).

	
	treten waren es
	
	EIB
	


---------------------------------------

19- Vgl. Windmeißer Anette: Der Menschenrechtsansatz in der Entwicklungszusammenarbeit, Wien 2002, S. 46

20- Ebd. S. 46.

1.3.4. Lomé III
Zu Beginn der Verhandlungen für das dritte Lomé-Abkommen im Jahre 1983 hatte die Ernährungssicherheit in Subsahara-Afrika beängstigende Ausmaße angenommen. Dies führt dazu, dass der Nahrungsmittelproduktion höchste Priorität eingeräumt wird. Lomé III wurde am 8.12.1984 abgeschlossen (65 AKP-Staaten) und trat am 1.3.1985 mit Laufzeit bis 28.2.1990 in Kraft. Während Lomé I und II den entwicklungsstrategischen Akzent auf Industrialisierung und Infrastruktur legten, vollzog Lomé III einen deutlichen Schritt in Richtung einer auf ländlichen Entwicklung und Befriedigung der Grundbedürfnisse abzielenden Strategie. Die finanzielle Ausstattung des Abkommens durch die EG betrug 8,5 Mrd. ECU, was angesichts der Inflation eine reale Stagnation bedeutete. Der dritte Lomé-Vertrag unterscheidet sich von seinen Vorgängen durch seinen Umfang, der auf 294, acht Protokolle und eine Schlussakte angewachsen war. Änderungen ergaben sich hinsichtlich der Vertragsstruktur und der inhaltlichen Schwerpunktsetzung.

1.3.4.1. Zentrale Punkte des Vertrages waren:21
Die Verbesserung der Ernährungssituation und des Selbstversorgungsgrades der AKP - Länder mit Hilfe von Programmen für ländliche Entwicklung und Maßnahmen bei der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte wurden zum wichtigsten Ziel der Zusammenarbeit erklärt:
· Einen weiteren Schwerpunkt bildete die langfristige angelegte Bekämpfung von Dürre und 
          Desertifikation. (Sahel-Zone),
· Weiterentwicklung des einseitigen Präferenzabkommens durch eine Regelung, die auch AKP   

            –Industrieprodukten mit relativ hohem Anteil an Verarbeitungselementen, die nicht aus dem  

           AKP - Raum kommen, den freien Zugang zum EG-Markt einräumt,

· Finanzieller Ausbau von STABEX und SYSMIN,
· Senkung der Auslöseschwellen bei STABEX.

Die Bereiche der Zusammenarbeit im Rahmen des Lomé III umfassten auch kulturelle und soziale Dimension, Umwelt, Unterstützung für private Investitionen, Schifffahrt und Fischerei. Zum ersten Mal wurden die Fragen der Menschenrechte und der Respekt der Menschenwürde explizit berücksichtigt. Außerdem wurde auch zum ersten Mal auf die Rolle des Menschen, seines Wohlergehens hingewiesen. Es wurden auch die Förderung von Klein- und Mittel-Industrie, Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen europäischen und AKP-Unternehmen, Anreize für verstärkte Direktinvestitionen durch ein Grundsatzbekenntnis zum bilateralen Investitionsschutz und durch verbesserten Informationsaustausch genannt. Eine weitere Neuerung unter Lomé III war die Änderung der Kooperation zwischen EG und AKP-Staaten. „Politischer Dialog“ und „Sektorstrategien“ waren die Schlagworte, die dazu dienen sollten, die Projekthilfe in Zukunft effizienter zu gestalten. Im gemeinsamen „Politischen Dialog“ werden gesamtwirtschaftliche Strategien und die dazu erforderlichen Anpassungserfordernisse herausgearbeitet durchgeführt. „Sektorstrategien“ bedeutet, dass die zur Verfügung stehenden Finanzmittel auf wenige Sektoren konzentriert werden. In Richtprogrammen, so genannten „National Indicative Programmes“, die seit Lomé III für jedes Land erstellt werden müssen, wird der Rahmen festgestellt für zukünftige Entwicklungshilfeprojekte. Es handelt sich dabei um prioritäre Sektoren und Entwicklungsziele einzelner AKP-Staaten für die die gesamte Laufzeit des Abkommens festlegten. Die Programmierung wird dabei mit sektoralem Politikdialog verknüpft und von ordnungspolitischen Vorbedingungen abhängig gemacht.

---------------------------------------

21- Vgl. Dieter, Nohlen, Lexikon Dritte Welt, Reinbeck bei Hammburg 2000, S. 481.

Art. 123 Lomé III behandelte die Lage der Frau in AKP-Staaten:
„die Bemühungen der AKP-Staaten um die Aufwertung der Arbeit der Frau, die Verbesserung ihrer Lebensbedingungen, die Ausweitung ihrer Rolle und die Forderung ihrer Stellung im Produktions- und Entwicklungsprozess (…) und dem Zugang der Frauen zu allen Ausbildungsbereichen, zu verbesserten Techniken, zum Kreditwesen und zu den genossenschaftlichen Vereinigungen sowie zu Techniken, die geeignet sind, den Frauen die Schwere ihrer Aufgaben zu erleichtern“.

Hier beschränkte sich die Frauenpolitik auf diese Erklärung nur ohne zu zeigen wie man diese umsetzen konnte. 

1.3.4.2. Grundlage der Zusammenarbeit Lomé III22
	Rechtsgrundlage der
	Partner
	Unterzeichnet in/am;
	Ausstattung
	Wesentliche Ereignisse und Neuerungen der

	Zusammenarbeit
	
	In Kraft getreten am;
	EEF und EIB75
	Beziehungen

	
	
	Laufzeit
	
	

	Lome III
	10 EWG-
	Lome (Togo) /
	6. EEF:
	Der Fokus der Zusammenarbeit soll von der

	
	Mitgliedstaaten und
	8.12.1984;
	7.400 Mio.
	Förderung industrieller Entwicklung auf „self-

	
	65 AKP-Staaten
	1.5.1986;
	ECU, sowie
	reliant" Entwicklung auf der Grundlage von Er-

	
	
	Laufzeit bis 28.2. 1990
	1.1 00 Mio. ECU
	nährungssicherung verlegt werden.

	
	
	
	für EIB
	


---------------------------------------

22- Vgl. Windmeißer Anette: Der Menschenrechtsansatz in der Entwicklungszusammenarbeit, Wien 2002, S. 46

1.3.4.3. Finanzierung 
Der sechste EEF wurde zur Finanzierung der verschiedenen Gemeinschaftshilfen geschaffen. Der Fonds wurde nach Art. 1 Abs. 2 lit.a des Internen Abkommens mit einem Gesamtbetrag 7,5 Mrd. ECU ausgestattet. Während der 6.EEF auf 7400 Mio. ECU aufgestockt wurde, stellte die EIB 1100 Mio. ECU für Kredite zur Verfügung. 

1.3.4.4. Finanzielle Ausgestaltung von Lomé III (1985-1990)23
	Gesamt
	8.500 ECU

	EEF
	7.400

	STABEX
	925

	SYSMIN
	415

	Zuschüsse
	4.860

	Katastrophen- u. Flüchtlingshilfe
	290

	Zinsunterstützung
	210

	Andere Zuschüsse
	4.360

	Spezialkredite
	600

	Risikokapital
	600

	EIB
	1.100

	Regionale Kooperation
	1.000


---------------------------------------

23. Vgl. Die Beziehungen zwischen dem neuen Europa  und Afrika südlicher der Sahara, Projektleiter Helmut Kramer, Wien 1996, S. 88.

1.3.5. Lomé IV
1.3.5.1. Die Aushandlung von Lomé -Abkommen IV und die Vertragsinhalte 

Sowohl die Europäer als auch die AKP-Staaten haben sich seit 1988 intensiv auf die Verhandlungen für Lomé-Abkommen IV vorbreitet. Vertreter der Entwicklungsländer verlangten von der EG strukturelle Anpassung, damit sich ihre Exportchancen vergrößern konnten. Die EG setzt hingegen auf eine Fortführung der bisherigen Politik. Die Vertragparteien führten über 18 Monaten hinweg Verhandlungen. Der Vertrag wurde im Dezember 1990 von Vertretern der AKP-Staaten, von der EG-Kommission und von Vertretern der Mitgliedstaaten der EG unterzeichnet. 24
Die Verhandlungen führten am 15.12.1990 zur Unterzeichnung des Lomé-IV-Abkommens, das zwischen der EG und 70 AKP-Staaten (Eritrea kam zu den vorherigen 69 Staaten hinzu) zum ersten mal mit einer Laufzeit von Zehnjahren Jahren (1990-2000), mit einer Halbzeitüberprüfung nach Fünfjahren, unterzeichnet wurde, stellt einen Wendepunkt in der Geschichte der bisherigen Zusammenarbeit zwischen EG und AKP-Staaten. 

Die wirtschaftliche Lage der AKP-Staaten hatte sich seit Lomé-III-Abkommen (1985) ganz gravierend verändert. Zum Problem der Nahrungsmittelknappheit seit Beginn der 80er Jahre kam für viele AKP-Staaten das Problem der Verschuldung. Die Verschuldung hat sich in vielen AKP-Staaten zu einem der wichtigsten Faktoren entwickelt, die die wirtschaftliche Entwicklung behindern.25
1.3.5.2. Ziele und Prinzipien 

Die mit dem Lomé III eingeführte Gliederung in fünf Hauptteile wurde beibehalten. Trotz der Übernahme der grundlegenden Struktur ist der Umfang des Lomé-IV-Abkommens weiter angewachsen. Mit 369 Artikeln, viele Anhänge, zehn Protokollen und eine Schlussakte ist es noch umfangreicher geworden.26
Im ersten Teil des Abkommen werden Ziele und Prinzipien der Zusammenarbeit festgelegt. Artikel 2 unterstreicht die Gleichheit der Partner, die Beachtung ihrer Souveränität, die gegenseitigen Interessen und Unabhängigkeiten als grundlegende Basis. Jeder Staat habe das Recht, seine politische soziale, kulturelle und wirtschaftliche Zukunft selbst zu bestimmen. Ziele der Entwicklung sind das wirtschaftliche Wohlergehen der Bürger, vor allem sollen die Grundbedürfnisse befriedigt werden. Unterstrichen werden die Achtung der Menschenrechte, die Würde des Menschen sowie die besondere Rolle der Frau im Entwicklungsprozess.

---------------------------------------

24- Vgl. Institut für Europäische Politik – Materiellen zur Europapolitik Band 11, Die Entwicklungspolitik der EG: vom Paternalismus zur Partnerschaft, zusammengestellt und eingeleitet von Otto Schmuck, Bonn 1992, S. 111-112.

25- Vgl. Heike Michelsen und Astrid Engel u.a., EG-Entwicklungspolitik, Moderne Formen des Kolonialismus? 1. Aufl., Stuttgart 1991, S. 54-55.

26- Vgl. Kuhn, Maco: Humanitäre Hilfe der Europäischen Gemeinschaft, Entwicklung, System und primärrechtlicher Rahmen, Bochum 1999, S. 40.

1.3.5.3. Bereiche der Zusammenarbeit 

Im zweiten Teil des Vertrages werden die Bereiche der Zusammenarbeit behandelt:27
· Umweltschutz,

· Ländliche Entwicklung und Ernährungssicherung,

· Fischerei,

· Rohstoffe,

· Industrielle Entwicklung,

· Bergbau,

· Energiepolitische Kooperation,

· Dienstleistungen und Handel,

·  Kulturelle und soziale Zusammenarbeit und
· Regionale Kooperation. 

Auch in diesem Vertrag gab es bedeutende Neuerungen: die wichtige Rolle der Frau im Entwicklungsprozess und im Bereiche der der ländlichen Entwicklung wurde erstmals berücksichtigt, wie es in Art. 13 festgelegt wurde:

„…dass Männer und Frauen hieran nach dem Grundsatz der Gleichheit zu beteiligen sind und gleichen Nutzen davon haben müssen“.

Lomé IV strebte die direkte Einbeziehung der Bevölkerung in Entwicklungsprogramme und räumt unter den "Zielen und Grundsätzen der Zusammenarbeit" ein, dass die

„Bedeutung und die Entwicklungsmöglichkeiten von Initiativen, die Einzelpersonen oder Gruppen ergreifen, anerkannt und gefördert werden, um eine echte Beteiligung der Bevölkerung an den Entwicklungsbemühungen (…) in der Praxis zu gewährleisten“. (Art. 5)

Auch die Unterstützung des Tourismus und der Kommunikations- und Informationstechnologie im Zuge der Entwicklung des Dienstleistungssektors wurde zum ersten Mal vereinbart. Für die sieben Regionen innerhalb der AKP-Staatengemeinschaft stehen regionale Indikativprogramme, die länderübergreifende Programme und Projekte finanzieren, zur Verfügung.
1.3.5.4. Industrieförderung 

Ziel der industriellern Zusammenarbeit zwischen der EG und den AKP-Staaten ist der Ausbau und die Diversifizierung der industriellen Produktion der AKP-Staaten. Die Zusammenarbeit in der Landwirtschaft zielt darauf, die Probleme in Bezug auf die ländlichen Entwicklungen, die Verbesserung und die Ausweitung der für den internen Verbrauch und den Export bestimmten Agrarproduktion zu lösen. Besondere Betonung wird auf die Ernährungssicherheit, die Rolle der Frau und die regionale Dimension der ländlichen Entwicklung gelegt. Verschiedene  Maßnahmen werden getroffen, insbesondere Vorhaben zur integrierten ländlichen Entwicklung, den ländlichen Wasservorhaben, dem Schutz, der Erhaltung und der Lagerung der Ernten, der Viehzucht und der Fischerei.28
---------------------------------------

27- Vgl. Institut für Europäische Politik – Materiellen zur Europapolitik Band 11, Die Entwicklungspolitik der EG: vom Paternalismus zur Partnerschaft, zusammengestellt und eingeleitet von Otto Schmuck, Bonn 1992, S. 112 .

28- Vgl. Niels Kristoffersen u. Katrin Huber: das Vierte Abkommen von  Lomé nach der Halbzeitrevision 1995, Europäisches Parlament – Reihe Außenwirtschaftsbeziehungen W-11, Luxemburg 1995, S. 9.

1.3.5.5 Zusammenarbeit im Kulturellen und sozialen Bereich

Die Zusammenarbeit im kulturellen und sozialen Bereich hat das Ziel eines besseren Verständnisses und einer größeren Solidarität zwischen den Regierungen und Völkern der Partnerländer zu fördern. Sie berücksichtigt die kulturelle und soziale Dimension, die Förderung der kulturellen Identität und des interkulturellen Dialogs sowie die Nutzbarmachung des menschlichen Potentials mit besonderer Betonung der Rolle der Frauen im Entwicklungsprozess.29
1.3.5.6. Rechtsgrundlage der Zusammenarbeit Lomé IV 30
	Rechtsgrundlage der
	Partner
	Unterzeichnet in/am;
	Ausstattung
	Wesentliche Ereignisse und Neuerungen der

	Zusammenarbeit
	
	In Kraft getreten am;
	EEF und EIB75
	Beziehungen

	
	
	Laufzeit
	
	

	Lome IV (1.) Halbzeit)
	12 EG-
	Lome (Togo) /
	7. EEF:
	Erstmals wird ein Abkommen mit 10 Jahre

	
	Mitgliedstaaten und
	15.12.1989;
	10.800 Mio.
	Laufzeit abgeschlossen;

	
	68 AKP-Staaten (spä-
	1.9.1991 (zwischen
	ECU, sowie
	Schwerpunkte sind besonders Menschenrechte,

	
	ter trat u.a. Namibia
	Lome III und Lome IV
	1 .200 Mio. ECU
	Demokratie und Rechtsstaatlichkeit; auch die

	
	als 69. Staat bei)
	wurden vom AKP-
	für EIB
	Rolle von Frauen und ihre Entwicklung soll ge-

	
	
	EWG-Rat Übergangs-
	(1990 waren
	stärkt werden; Dezentralisierung der Kooperati-

	
	
	bestimmungen be-
	100% des
	on; Förderung des Privatsektors; verstärkte re-

	
	
	schlossen);
	4. EEF ver-
	gionale Zusammenarbeit wird angestrebt.

	
	
	Laufzeit bis 29.2. 2000
	pflichtet, 90%
	

	
	
	(Laufzeit des Finanz-
	des 5. EEF und
	

	
	
	protokoll bis 28.2.1995)
	64% des 6.EEF)
	

	Lome IV (2.) Halbzeit)
	15 EU-
	Mauritius/4.11.1995;
	8.EEF:
	Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaat-

	(zunächst sollte nur
	Mitgliedstaaten und
	1.6.1998;
	12.900 Mio.
	lichkeit werden „wesentliche Elemente"; dies

	das Finanzprotokoll,
	70 AKP-Staaten
	Laufzeit bis 29.2.2000
	ECU, sowie
	wird verbunden mit einer Rechtsgrundlage für

	also die Ausstattung
	(am 26.4. 1997 trat
	
	1.600 Mio. ECU
	Positivmaßnahmen und Sanktionen bei Verlet-

	des EEF neu verhan-
	u.a. Südafrika als
	
	für EIB
	zungen;

	delt werden; die Erei-
	71. Staat bei)
	
	
	Phasenprogrammierung wird eingeführt, mit

	gnisse nach dem Fall
	
	
	
	dem Ziel die Flexibilität der Finanzierung zu

	der Mauer machten je-
	
	
	
	verbessern;

	doch eine Neuver-
	
	
	
	die Dezentralisierung soll weiter ausgebaut wer-

	handlung der Konven-
	
	
	
	den, um mehr Akteure der Zivilgesellschaft

	tion selbst nötig)
	
	
	
	einzubeziehen.


---------------------------------------

29- Ebd. S. 9.

30- Vgl. Windmeißer Anette: Der Menschenrechtsansatz in der Entwicklungszusammenarbeit, Wien 2002, S. 46-47. 
1.3.5.7. Finanzielle Ausstattung 

Die Finanzhilfe für den Zeitraum 1990-1995 umfasst12 Mrd. ECU. Ca. 90% der Mittel sind nicht-rückzahlbare Zuschüsse, die verbliebenen 10% sind für Darlehen der Europäischen Investitionsbank EIP sowie Risikokapital reserviert. Die EG hat mit dem Ersten Finanzprotokoll des Lomé-IV-Abkommens den 7. Europäischen Entwicklungsfonds (EEF) für den Zeitraum 1990-1995 errichtet und mit insgesamt 10940 Millionen ECU ausgestattet. Davon sind 6 Mio. ECU für STABEX, 2,5 Mio. ECU für Sysmin, 106,5 Mio. ECU für andere Zuschüsse und 25 Mio. ECU für Risikokapital reserviert.31 

Der gesamte Finanzrahmen des zweiten Finanzprotokolls von Lomé-IV beträgt 14, 625 Mrd. ECU. 12, 967 Mrd. ECU werden aus dem EEF (Europäischer Entwicklungsfonds) bereitgestellt. Außerdem wurden 1 Mrd. ECU für Risikokapital vorgesehen. Schließlich sind 1.658 Mio. ECU in Form von Darlehen der EIB aus Eigenmitteln der Bank vorgesehen. 32
1.3.5.8. Finanzmittel der Lomé-Abkommen in Vergleich, Mrd. ECU und %

	Lomé I

1975-1980
	Lomé II

1980-1985
	Lomé III

1985-1990
	Lomé IV/1

1990-1995
	Lomé IV/2

1995-2000

	4. EEF
	5. EEF
	6. EEF
	7. EEF
	8. EEF

	                                     insg.

Programmhilfe (1-2)  2.057
	insg.                              %

2.986                             54
	insg.                           %

4.860                         57
	insg.                               %

7.995                              67
	insg.                          %  

9.592                       65.6      

	1. Zuschüsse               2.057

2. Strukturanpassungs-    

    Darlehen                        -

Nichtprogrammier-    0.923

bare Hilfe (3-6)
	2.986   54

     -                                  - 

1.641                             30
	4.860                         57

   -                               - 

2.540                          30
	6.845                              57

1.150                               10

2.800                               23
	8.192                       56.0

1.400                        9.6

    -                              - 

	3. Sonderdarlehen       0.446

4. Risikokapital           0.097

5. Stabex                     0.380

6. Sysmin                       - 

7. EEF (1-6)                 2.457
	0.518                                9

0..284                               5

0.557                               10

0.282                                5

4.627                               84
	0.600                            7

0.600                            7

0.925                          11

0.415                            5

7.400                          87
	    -                                   - 

0.820                                 7

1.500                               12

0.480                                 4

10.800                             90
	    -                               - 

1.000                         6.8

1.800                       12.3

0.575                         3.9

12.967                     88.7

	8. EIB                          0.390 

insgesamt (7-8)
	0.885                               16

5.512                             100
	1.100                          13

8.500                        100
	1.200                               10

12.000                           100
	1.658                       11.3

14.625                      100


Erläuterungen:
EEF= Europäische Entwicklungsfonds 

EIB= Mittel der Europäischen Investitionsbank 

Quelle: EU-Kommission 1992. 
1.3.5.9. Das Lomé IV-Abkommen wurde durch drei parallel verlaufende Entwicklungen begleitet, die im Vordergrund des Interesses der EG standen, das waren: Quelle: EU-Kommission 1992. 
· Die GATT-Verhandlungen (das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen, General 
            Agreement on Tarifs and Trade) der Uruguay-Runde über multilateralen Handel;
· Die Vollendung des europäischen Binnenmarkt (1993);
· Die Entwicklungen in Osteuropa.
---------------------------------------

31- Vgl. Institut für Europäische Politik – Materiellen zur Europapolitik Band 11, Die Entwicklungspolitik der EG: vom 

       Paternalismus zur Partnerschaft, zusammengestellt und eingeleitet von Otto Schmuck, Bonn 1992, S. 112

32- Vgl. Niels Kristoffersen u. Katrin Huber: das Vierte Abkommen von  Lomé nach der Halbzeitrevision 1995, 
      Europäisches Parlament – Reihe Außenwirtschaftsbeziehungen W-11, Luxemburg 1995, S. 8.
Das GATT ist seit dem Zweiten Weltkrieg ein fester Bestandteil der herrschenden Weltwirtschaftsordnung. Während GATT für die Förderung des Handels zuständig war, kümmerte sich der Internationale Währungsfonds (IWF) um die Aufrechterhaltung der internationalen Zahlungsfähigkeit der Länder, und die Weltbank um langfristige finanzielle Mittel zu relativ günstigen Zinssätzen für den Wiederaufbau Europas und für die ärmsten Länder bereitstellte. Die so genannte „Öffnung“ Osteropas hin zur Marktwirtschaft hatte große Wirkungen im Bereich der Entwicklung verursacht. Die neuen „Entwicklungsländer“ der „Zweiten Welt“ stellten reizende Investitionsmöglichkeiten dar. Auch westliche Regierungen vergeben Kredite in Milliardenhöhe zu sehr günstigen Zinssätzen an diese Länder.
1.3.5.10. Demokratie und Menschenrechte 
Das Lomé IV war das erste Abkommen, das Menschenrechte als Fundamentalen Teil der Zusammenarbeit ansah (gem. Art. 5 Lomé-Abkommen). Nach der Halbzeitüberprüfung des vierten Lomé-Abkommens (1994/1995) wurden Menschenrechte sogar als „wesentliches Element“ betrachtet, mit der Folge, bei dass Verletzungen hiergegen, nach erfolgter Konsultation mit anderen AKP-Staaten und dem betroffenen Staat, zur teilweisen oder vollen Suspension von Entwicklungshilfe führen konnte.33 Seit dem Beschluss des Rates der EG vom 28. November 1991 agiert die Kommission mit der so genannten Budgetlinie B7-522, die dazu dienen soll, Mittel zur Unterstützung von Demokratie und Einhaltung von Menschenrechten bereitzustellen. Im Beschluss heißt es, das die Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaaten „einen positiven Konzept, das die Achtung der Menschenrechte fördert und die Demokratie unterstützt, hohe Prioritäten“ einräumen. Menschenrechtsinitiativen können in folgenden Bereichen aktiv unterstützt werden:34
· Abhaltung von Wahlen,
· Stärkung der Rechtsprechung,
· Förderung von NGOs,
· Förderung der Dezentralisierung.

Falls es zu schwerwiegenden Fällen Menschenrechtsverletzungen komme, kann die EU einen abgestuften Maßnahmenkatalog beschließen, wozu u.a. Demarchen und Änderungen in der entwicklungspolitischen Zusammenarbeit bis hin zur Aussetzung der Kooperation gehören. Im Rahmen der Halbzeitrevision wurde eine Klausel eingeführt, nach der die Hilfe für einen Staat ausgesetzt werden kann, wenn er gegen Art. 5 des Vertrages (Menschenrechte, Demokratie, Rechtssaat) verstößt (Art. 366a).35
1.3.5.11. Regionale Zusammenarbeit 

Die Unterstützung der regionalen Kooperation spielte bereits seit Lomé I eine bedeutende Rolle das Schwergewicht der Förderungsprogramme liegt in der Verbesserung der Infrastruktur. Die Regionalen Richtprogramme (Regional Idicative Programmes- RIP) sollen regionale wirtschaftliche Integration zwischen den AKP-Staaten fördern.

---------------------------------------

33- Vgl. Andrea, Tchitchi, Die Entwicklungszusammenarbeit zwischen der EU und den AKP-Staaten im Wandel, das   

      Cotonou-Abkommen- eine Zwischenbilanz, München 2005, S. 41-42.

34- Vgl. Kappel, Robert: Die Zukunft von Lomé, Deutsche Optionen für eine Reform der Entwicklungskooperation 
      zwischen der Europäischen Union und der AKP-Staaten, Arbeitspapiere zur EU-Entwicklungspolitik 6, Friedrich-
      Ebert-Stiftung, Bonn 1997, S. 16.

35- Vgl. Niels Kristoffersen u. Katrin Huber: das Vierte Abkommen von  Lomé nach der Halbzeitrevision 1995, 
      Europäisches Parlament – Reihe Außenwirtschaftsbeziehungen W-11, Luxemburg 1995, S. 9.

1.3.6. Instrumente der Lomé-Abkommen 
1.3.6.1. Strukturanpassung

Die wichtigste Neuerung des Lomé IV ist die Vereinbarung zur Strukturanpassung. Strukturanpassung ist Bezeichnung für die neoliberalen wirtschafts- und finanzpolitischen Kurskorrekturen, die viele AKP-Staaten unter Druck der Verschuldungskrise vornehmen (müssen). Trotz massiver Proteste der AKP-Staaten, die einen separaten Fonds außerhalb des globalen Hilfspaketes forderten, wurde ein Fonds innerhalb des EEF mit einem Finanzvolumen von 1,15 Mrd. ECU eingerichtet, der auch mit Mitteln aus den einzelnen Länderfonds, die jeder AKP-Staat aus den EEF-Mitteln für Entwicklungshilfe zugeteilt bekommt, aufgefüllt werden kann.

Diese Gelder, die rasch auszahlbar und nicht projektgebunden sind, können in Anspruch genommen werden für:36

· Sektorale oder allgemeine Einfuhrprogramme,
· Technische Hilfe für SAPs,
· Auf die „soziale Dimension“ abgestellt Maßnahmen (z.B. Zahlung von Entlassungsent-schädigungen, Umschuldung, Arbeitsbeschaffungspläne etc.)

Nach D. Nohlen handelt es sich bei Strukturanpassung um folgende Maßnahmen: 

„…»Entstaatlichung« der Wirtschaft und Zurückdrängen des Staates auf hoheitliche Ordnungsaufgaben (law and order); Schaffung von Investitionsreiz für in- und ausländisches Privatkapital (Direktinvestitionen); Deregulierung und Liberalisierung der Märkte, u.a. durch Aufhebung von Preiskontrollen; Öffnung der nationalen Ökonomien gegenüber dem Weltmarkt durch Lockerung von Import- und Kapitalverkehrskontrollen; Abwertung der häufig künstlich überwerteten Landeswährungen, um die Exporte zu verbilligen und damit anzukurbeln sowie die Importe zu verteuern und damit zu verringern …“.37
Das Abkommen enthielt auch erstmals eine Vereinbarung zur Strukturanpassung: Entsprechende Finanzmittel wurden auch ohne IWF- und Weltbank-Gütesiegel gewährt.

Außerdem wurde eine Demokratieklausel, die die Bedeutung von „Good Governance, civil Society und Partizipation hervorhebt, in den Lomé Vertrag eingefügt. Erstmals wurde ein Leistungskriterium eingeführt indem die Auszahlung der Mittel in zwei Tranchen ausgeführt wurde, wobei die noch 30% des Gesamtvolumens umfassende zweite Tranche erst nach einer Überprüfung ausgezahlt wurde.

Der Schwerpunkt Regionalkooperation wurde im Lomé-IV-Abkommen weiter verstärkt, was als Hinweis darauf betrachtet werden kann, dass AKP-Staaten in Zukunft zunehmend auf sich selbst gestellt werden.

---------------------------------------

36- Vgl. Heike Michelsen und Astrid Engel u.a., EG-Entwicklungspolitik, Moderne Formen des Kolonialismus? 1. Aufl., 
      Stuttgart 1991, S. 82.

37- Vgl. Dieter, Nohlen (Hrsg.), Lexikon Dritte Welt, Reinbeck bei Hamburg 2000, S. 696.

1.3.6.2. Handel 

Die Handelspolitik ist – gemäß der EWG-Strategie ,,aid by trade“ – ein Kernstück der Lomé-Abkommen. Auch bei den Verhandlungen für Lomé IV betonten beide Vertragsparteien wieder einmal den hohen Stellenwert des Handels für die Entwicklungsperspektive der AKP-Staaten. Die Ergebnisse waren wieder äußerst mager. Nahezu alle Ursprungswaren der AKP-Staaten (99.5%) haben freien Zugang zur Gemeinschaft. Es besteht keine Gegenseitigkeit, die AKP-Staaten sind lediglich verpflichtet, der EG die Meistbegünstigungsklausel einzuräumen. Trotz dieses präferentiellen Zollsystems ist der Anteil der Importe aus den AKP-Ländern an den EU-Gesamtimporten zurückgegangen. Zudem ist das Handelspräferenzabkommen der Veränderung der Produktion- und Exportstruktur in Richtung Diversifizierung der industriellen Produktion und der Exporte nicht förderlich gewesen. Von wenigen Ausnahmen gibt es in den AKP-Staaten eine fast identische Exportstruktur.44 Verschiedene Vorschläge zur Begünstigung der Exportdiversifizierung wurden unterbreitet, wie Verbesserung der tarifären Präferenzen, Aussetzen von Importquoten und zusätzliche Entwicklungshilfe zur Produktionsdiversifizierung. Diese Instrumente werden die Diversifizierungsprozesse nicht beschleunigen können, weil 

„das Problem der AKP-Produzenten nicht der Markt-Zugang ist, sondern in der zu teuren Produktion, der zu niedrigen Produktivität, den unzureichenden Kenntnissen der Nachfragemärkte, der schwachen entwickelten Produktpalette und der Behinderung der Exportorientierten verarbeitenden Industrie durch reformfähige Staaten liegt“.44
1.3.6.3. STABAX 
Dem Systemen STABAX und SYSMIN liegt die Idee zu Grunde, eine Stabilisierung der Exporterlöse der AKP-Länder durch Ausgleichzahlungen aus einem dafür vorgesehenen Fonds zu erreichen. Die Auszahlungen von Mitteln aus dem Stabax bzw., Sysmin-Topf erfolgt nicht ohne Einschränkungen.  Das neue STABAX wurde mit 1.800 Mio ECU ausgestattet. Es garantiert den AKP-Staaten ein bestimmtes Niveau der Ausfuhrerlöse und macht sie unabhängig von den Schwankungen, denen sie normalerweise infolge des freien Spiels der Marktkräfte und der Produktionsschwankungen ausgesetzt sind. Die STABEX-Regelung kann für Waren in Anspruch genommen werden, auf die im Jahr vor der Inanspruchnahme des Systems 5% der vom jeweiligen Land im Exportgeschäft mit sämtlichen Bestimmungsländern insgesamt erwirtschafteten Ausfuhrerlöse fallen (4% im Falle von Sisal). Jedes Land kann die STABEX-Regelung in Anspruch nehmen, in dem gemessen am Durchschnitt der sechs dem Jahr der Inanspruchnahme des Systems vorausgegangenen Jahre ein Rückgang der Ausfuhrerlöse um mindestens von 4,5% festgestellt wird. Bei der Halbzeitrevision wurde die Liste der vom System erfassten Erzeugnisse auf 50 erweitert. 
Als zu Beginn der 80er Jahre die Rohstoffpreise zerfielen, waren die STABAX-Mittel, die nur 12% des EEF ausmachen, bald erschöpft. Die EG war nicht bereit, den Ausgleichfonds aufzustocken;

· Der größte Teil der Ausgleichszahlungen kam nur wenigen Staaten zugute. Im Jahre 1981 erhielten nur sechs Staaten drei viertel der Zahlungen, die zu 86% auf nur drei Produkte (nämlich, Kakao, Kaffee und Erdnüsse) entfielen;
· Die Ausgleichszahlungen wurden ohne Verwendungskontrolle an Regierungen und nicht an geschädigten Produzenten geleistet.40
---------------------------------------

38- Vgl. Kappel, Robert: Die Zukunft von Lomé, Deutsche Optionen für eine Reform der Entwicklungskooperation 
      zwischen der Europäischen Union und der AKP-Staaten, Arbeitspapiere zur EU-Entwicklungspolitik 6, Friedrich-
      Ebert-Stiftung, Bonn 1997, S. 12. 

39- Ebd., S. 12.

40- Vgl. Dieter, Nohlen (Hrsg.), Lexikon Dritte Welt, Reinbeck bei Hamburg 2000, S. 307.

1.3.6..4. SYSMIN 
Ähnlich wie der landwirtschaftliche Sektor unterlag der Handel mit mineralischen Rohstoffen einem rapiden Preisverfall. Die spezifische Finanzierungsfazilität wurde im Rahmen von Lomé II eingerichtet. Grundsätzlich sollen durch die „Sonderfazilität“ Staaten unterstützt werden, deren Wirtschaften in einem großem Ausmaß vom Bergbausektor abhängig sind und die mit Schwierigkeiten konfrontiert sind, die bereits bemerkbar bzw. für die unmittelbare Zukunft voraussehbar sind (Vgl. Art. 214 -1). 

Im Lomé-IV wird auch die Entwicklung des Bergbaues als einer der Kernbereiche anerkannt (Art. 99-104). Hier wurde auch die Liste der Bergbauprodukte um Uran und Gold erweitert (Art. 215-1). Voraussetzung für die Anwendung des SYSMIN-Systems ist, dass AKP-Staaten, deren Ausfuhren in die EU gehen, während zwei der vier dem Jahr der Antragstellung vorangegangenen Jahre mindestens 15% ihrer Exporterlöse aus der Ausfuhr eines der folgenden Bergbauprodukten bezogen haben:

· Aluminiumoxid,
· Bauxit,
· Eisenerz,
· Kobalt,
· Kupfer,
· Mangan,
· Phosphat,
· Uran (20%),
· Zinn.

Für LLDC, Insel- und Binnenstaaten der AKP-Staaten beträgt der Satz 10%. Wie im STABEX stammen auch die Finanzmittel des SYSMIN aus den EEF. Und ebenso wie im STABEX werden nun sämtliche Mittel, die bisher als Sonderdarlehen unter günstigen Bedingungen abgewickelt wurden, als nichtzurückzahlbare Zuschüsse gewährt. 

1.3.6.5. Finanzmittel Lomé I - Lomé IV41

	In Mio. ECU
	Lomé I
	Lomé II
	Lomé III
	Lomé IV

	EEF
	2.980
	4.645
	7.400
	11.800

	Davon u.a. für

SATBEX  

SYSMIN

Risikokapital
	380

-

97
	557

282

284
	925

415

600
	1.500

480

825

	EIB

(vergibt zinsgünstige Kredite)
	390
	885
	1100
	1.200

	Gesamt
	3.450
	5.530
	8.500
	13.00


---------------------------------------

41- Vgl. Institute für Europäische Politik, 1992, S. 119, zitiert nach Bundesministerium für wirtschaftliche 

1.3.7. Institutionen der Lomé-I-Abkommen: 
Die gemeinsamen Organe des Abkommen waren:

· Der Ministerrat, 
· Der Botschafterausschuss, 
· Paritätische Versammlung 

1.3.7.1.  Der Ministerrat

Der Ministerrat setzt sich unverändert aus den Mitgliedern des Rates der EU und Mitgliedern der EU-Kommission einerseits und je einem Mitglied der Regierungen der AKP-Staaten andererseits zusammen. 

Gemäß Art. 96 des Cotonou-Akommens obliegt dem Rat:

· Die Führung des politischen Dialogs, 
· Festlegung der politischen Leitlinien und Fassung der für die Durchführung der 
            Bestimmungen des Abkommens erforderlichen Beschlüsse,
· Prüfung und Klärung aller Fragen, die die wirksame und effiziente Durchführung des

            Abkommens oder die Verwirklichung seiner Ziele behindern könnten,
· Obsorge für das reibungslose funktioniert der Konsultationsmechanismen.

1.3.7.2. Der Botschafterausschuss

Setzt sich aus den ständigen Vertretern der Mitgliedstaaten bei der EU und einem Vertreter der Kommission einerseits und den Leiten der Missionen der AKP-Staaten bei der EU andererseits zusammen. Hauptaufgabe ist die Unterstützung des Ministerrats bei der Erfüllung seiner Aufgaben, die er dem Botschafterausschuss auch übertragen kann (Art. 15 Abs. 4), und die Ausführung der vom Rat erteilten Aufträge. Ihm obliegt auch die Vorbreitung der Tagungen des Rates. (Vgl. Art. 16 des Cotonou-Abkommens).

1.3.7.3. Die Paritätische Parlamentarische Versammlung 

Die bisher Paritätische Versammlung wurde begrifflich auf „Parlamentarisch“ erweitert, und setzt sich unverändert aus Mitgliedern des Europäischen Parlaments (EP) einerseits und andererseits aus Mitgliedern der Parlamente der AKP-Staaten zusammen, wobei ein AKP-Staat nötigenfalls auch einen vom Parlament benannten Vertreter des betroffenen AKP-Staats entsenden kann. Ihre Aufgabe ist es, als beratendes Organ durch Dialog und Konsultation demokratische Prozesse zu fördern, eine bessere Verständigung zwischen den Völkern der EU und den Völkern der AKP-Staaten zu erleichtern und die Öffentlichkeit für Entwicklungsfragen zu sensibilisieren, Fragen zu erörtern, die die Entwicklung und die EU-AKP-Partnerschaft betreffen und in Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens Entschließungen zu verabschieden und Empfehlungen an den Ministerrat auszusprechen (Art. 17 Abs. 2). Neben diesen Organen bestehen noch weitere Stellen, die für das Funktionieren der Partnerschaft unerlässlich sind und deshalb Erwähnung finden sollen: es sind dies das AKP-Sekretariat und die Generaldirektion für Entwicklung, beide mit Sitz in Brüssel.
2. Cotonou-Abkommen
1. Cotonou-Abkommen

Die Bedingungen haben sich seit 1989 wesentlich verändert. Mit dem Ende des Kalten Krieges verlor die Dritte Welt an Bedeutung für die Großmächte. Die günstige Mittellage Afrikas spielte neben politisch-militärische und wirtschaftliche Interesse führten dazu, dass die USA und die Sowjetunion versuchten, die Entwicklungsländer ideologisch an sich zu binden. Die Globalisierung brachte für die AKP-Staaten nicht den erhofften Fortschritt. Ihre Bedeutung als Rohstofflieferant und Handelspartner ist gesunken. Aus diesen und anderen Gründen musste Lomé-Abkommen geändert werden.  

Das Cotonou-Abkommen wurde am 23. Juni 2000 in Cotonou, der Hauptstadt Benins zwischen den AKP-Staaten und der EU unterzeichnet. 77 AKP-Staaten und 15 EU-Länder sind Mitglieder dieses Abkommens. Das Abkommen soll eine neue Ära der Zusammenarbeit zwischen der EU und den AKP-Staaten besiegeln. Das Abkommen hat eine Laufzeit von 20 Jahren und wird alle fünf Jahre überprüft. Das Abkommen bezieht neue Akteure, wie die Zivilgesellschaft und die Privatwirtschaft, in die Entwicklungszusammenarbeit mit ein. 

1.1. Die Haltung der EU-Organe und Mitgliedstaaten 

Die EU legte zu Beginn der Verhandlungen ihre Position dar, die auf fünf Punkte reduziert werden kann, nämlich: 42 
· Politischer Dialog: dieser sollte erheblich ausgedehnt werden und eine zentrale Rolle für die Beziehungen erhalten. Themen für den Dialog sollten Konfliktprävention, -management und –lösung sein, sowie Korruptionsbekämpfung, good governance (wesentliches Element) und Immigration,
· Armutsbekämpfung und Dezentralisierung: unter Dezentralisierung verstand die EU die größere Rolle, die Zivilgesellschaft, Privatsektor und lokale Autoritäten in der Zusammenarbeit spielen sollen,
· Integration in den Weltmarkt: die EU stellt sich vor, die Einführung Freihandelszonen mit AKP-Staaten, die wirtschaftlich hierzu stark genug waren, und Präferenzregelung für alle LDCs, d.h. sowohl AKP-Staaten als auch andere,
· Grundlegende Überarbeitung der Programmierung: dies beinhaltet u.a. die Abschaffung von STABEX und SYSMIN als eigenständige Instrumente, eine ,,peformance-based” Zuwendung von Projektmitteln und damit stärkere Konditionierung entsprechend des erzielten Erfolgs,
· Regionale Differenzierung: um die regionale Integration der Ökönomie zu fördern, aber auch, um den sich unterschiedlich entwickelnden AKP-Regionen zukünftik als regionale Handelsgruppen unterschiedlich behandelt werden.
---------------------------------------

42- Vgl. Windmeißer Anette: Der Menschenrechtsansatz in der Entwicklungszusammenarbeit, Wien 2002, S. 390-391. 
1.2. Die AKP-Position 

Die Haltung der AKP-Staaten war mehr oder weniger eine Reaktion auf das ,,Grünbuch”, das die EU 1998 veröffentlichte. Da es sich beim 1. AKP-EU-Ministertreffen meistens um Selbstverständlichkeiten wie u.a. Gleichheit der Partner, Armutsbekämpfung als Ziel, die Integration in die Weltwirtschaft, politischen Dialog oder Ausdehnung auf andere Akteure handelte, war es nicht schwer, Einigung darüber zu erzielen. 
Bei dem 2. AKP-EU-Ministertreffen im Juni 1999 und dem 3. im November 1999 gelang es den AKP-Staaten ihre Position lange zu halten. Es hatte keine Einigung über folgende Themen erzielt werden können: 

· EU-Vorschläge zum Handeln: die AKP-Staaten verlangten positive Differenzierung, d.h. auf Verletzlichkeit kleiner Insel- oder Binnenstaaten achten,
· Die AKP-Mitglieder lehnten es ab, dass gute Regierungsführung ein ,,wesentliches Element” werden sollte. Die AKP-Staaten waren der Meinung, dass die gute Regierungsführung bereits durch Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit abgedeckt sei,
· Die AKP-Gruppe verlangte die Verlängerung der Lomé-Handelspräferenzen bis 2010, und die Fortführung von STABEX und die Weiterentwicklung von SYSMIN. 

Erst beim 4. AKP-EU-Ministertreffen im Februar 2000 wurden die schwierigen Verhandlungen abgeschlossen. Nach den Verhandlungen sah es so aus, dass sich die EU mit den wichtigsten Forderungen durchsetzen konnte. Während die AKP-Staaten lediglich die Ausdehnung der Übergangphase für die Handelsregelungen und dass die gute Regierungsführung nicht als ,,wesentliches Element” zu betrachten, erreicht hatten. 

1.3. Hauptziele

Die Ziele des Abkommens finden sich in der Präambel und in Art. 1 Cotonou. Dort heißt es:

 „Die Partnerschaf ist auf das Ziel ausgerichtet, in Einklang mit den Zielen der Nachhaltigen Entwicklung und der schrittweisen Integration der AKP-Staaten in die Weltwirtschaft die Armut einzudämmen und schließlich zu besiegen“.

In Art. 1 IV des Abkommens finden sich weitere Ziele, die detailliert aufgelistet sind. Sie umfassen: nachhaltiges Wachstum, die Entwicklung der Privatwirtschaft, die Schaffung von Arbeitsplätzen, den erleichterten Zugang zu Produktionsfaktoren, die Achtung der Rechte des Einzelnen und die Befriedigung der Grundbedürfnisse. 

1.4. Grundprinzipien

Die Grundprinzipien des Cotonou-Abkommens sind in Art. 2 aufgeführt. Es handelt sich dabei um vier Prinzipien: 43
---------------------------------------

43- Vgl. Tchitchi, Andrea, Die Entwicklungszusammenarbeit zwischen der EU und den AKP-Staaten im Wandel- Das Cotonou-Abkommen- eine Zwischenbilanz, München 2005, S. 56-58.
1.4.1. Gleichheit der Partner und Eigenverantwortung für Entwicklungsstrategien 
Dieses Prinzip ist besonders wichtig für die AKP-Staaten und garantiert deren Souveränität. Das Souveränitätsprinzip gilt jedoch nur unter Berücksichtigung der in Art. 9 Cotonou genannten wesentlichen Elemente des Abkommens wie Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten darunter die Achtung sozialer Grundrechte und der Demokratie auf Grundlage des Rechtsstaatsprinzips sowie eine verantwortungsvollen Staatsführung. 

1.4.2. Partizipation 

Die Partnerschaft richtet sich nicht nur an die Regierungen der beteiligten Staaten, sondern auch an weitere Akteure der Gesellschaft wie Privatwirtschaft und Organisationen der Zivilgesellschaft: 44
,,Die Partnerschaft steht nicht nur der Staatsregierung als wichtigstem Partner, sondern einer ganzen Reihe weiterer Akteure offen, damit die Integration aller Teile der Gesellschaft, einschließlich der Privatwirtschaft und der Organisationen der Zivilgesellschaft, in das politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche Leben gefördert wird.“ Art. 2 Cotonou“.

1.4.3. Zentrale Rolle des Dialogs und der beiderseitigen Verpflichtungen 

Die Verpflichtungen des Abkommens gelten für beide Parteien. Der politische Dialog spielt in Cotonou eine wichtige Rolle und ist in Art. 8 Cotonou nieder gelegt.
„Die Verpflichtungen, die die Vertragsparteien im Rahmen ihres Dialogs eingehen, bilden den Kern ihrer Partnerschaft und ihre Kooperationsbeziehungen“.

1.4.4. Differenzierung und Regionalisierung

Art. 2 des Cotonou-Abkommens besagt:

,,Die Modalitäten und Prioritäten der Zusammenarbeit richten sich nach den Entwicklungsstand des jeweiligen Partners, seinen Bedürfnissen, seiner Leistung und seiner langfristigen Entwicklungsstrategie“.

Da die Differenzierung ein wichtiges Thema für die EU darstellt, wurde sie im EU-Konsens erwähnt. Dort heißt es:45
,,Angesichts der Unterschiedlichkeit der Partner und der Herausforderungen ist die Differenzierung eine Notwendigkeit. Differenziert wird sowohl bei der allgemeinen politischen Strategien als auch bei der praktischen Entwicklungszusammenarbeit. Tatsächlich stellt die EG-Politik gegenüber den jeweiligen Ländern einen ,,Mix“ verschiedener Ziele dar (Entwicklung, Handel und Wirtschaft, Sicherheit, Stabilisierung, Umwelt usw.), der sich auf die Bedürfnisse, Prioritäten und das Leistungsvermögen der Länder stützt, und wird von einem ,,Mix“ verschiedener Modalitäten unterstützt (Projekthilfe, Haushaltsunterstützung, humanitäre Hilfe und Hilfe bei der Krisenprävention, Unterstützung von und durch die Zivilgesellschaft, Angeleichung von Normen, Standards und Rechtsvorschriften usw.), die für jedes Land einzigartig ist.“ 
---------------------------------------
44- Ebd., S. 56-58.
45- Vgl. KOM (2005): Der Europäische Konsens, Brüssel 2005, S. 16.

Da die am wenigsten entwickelten Länder bei der Verwirklichung der MDGs vor enormen Herausforderungen stehen, unterscheidet die EU zwischen Partnerländern mit mittleren und solchen mit niedrigen Einkommen: 46
,,Bei der Unterstützung der Länder mit niedrigem Einkommen wird von den Strategien zur Armutsverringerung ausgegangen und der Verfügbarkeit von bzw. dem Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen, der wirtschaftlichen Diversifizierung, der Ernährungssicherheit und der Verbesserung der Regierungsführung und der Institutionen gebührend Aufmerksamkeit beigemessen.“ 
1.5. Säulen des Cotonou-Abkommens

Das Cotonou-Abkommen beruht auf folgende fünf Säulen: 
1.5.1. Stärkung der politischen Dimension 
Das Cotonou-Abkommen enthielt im Unterschied zu den Lomé-Abkommen eine explizite Verankerung einer politischen Dimension, die vor allem die Bereiche gute Regierungsführung, Menschenrechte und Demokratie betrifft:
,,Ziel dieses Dialog ist der Informationsaustausch, die Förderung der Verständigung zwischen den Vertragsparteien und die Erleichterung der Vereinbarung von Prioritäten und gemeinsamen Zeitpläne, vor allen durch Anerkennung der Zusammenhänge zwischen den verschiedenen Aspekten der Beziehungen zwischen den Vertragsparteien und den in diesem Abkommen vorgesehenen Bereichen der Zusammenarbeit.“ 
Art. 8 II S. 1Cotonou.

Cotonou-Vertrag erhält in Art. 8 Cotonou eine große Zahl von Zielen:

,,Zu den Zielen des Dialogs gehört auch, das Entstehen von Situationen zu verhindern, in denen eine Vertragspartei es für notwendig erachten könnte, die Nichterfüllungsklausel in Anspruch zu nehmen.“ 
Der Vertrag besagt auch in Art. 8 IV S. 1 Cotonou:

,,Der Dialog konzentriert sich unter anderem auf spezifische politische Fragen, die von beiderseitigem Interesse oder von allgemeiner Bedeutung für die Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens sind, z.B. Handel mit Rüstungsgütern, übermäßige Rüstungsausgaben, Drogenmissbrauch und organisierten Verbrechen oder Diskriminierung aus Gründen der Volkszugehörigkeit, der Religion oder Rasse.“
Weiteres heißt es:  

,,Der Dialog schließt ferner eine regelmäßige Bewertung der Entwicklungen bei der Achtung der Menschenrechte, der demokratischen Grundsätze und des Rechtsprinzips sowie der verantwortungsvollen Staatsführung ein.“  Art. 8 IV S. 2 Cotonou.
Der politische Dialog umfasst u.a. Themen wie Frieden und Prävention von Konflikten:

,,Einen wichtigen Platz in diesem Dialog nimmt eine allgemeine Politik zur Förderung des Friedens und zur Prävention, Bewältigung und Beilegung gewaltsamer Konflikte sowie die Notwendigkeit ein, dem Ziel des Friedens und der demokratischer Stabilität bei der Festlegung der prioritären Bereiche der Zusammenarbeit in vollem Umfang Rechnung zu tragen.“  Art. 8 VI S. 1 Cotonou.
---------------------------------------
46- Ebd., S. 16
1.5.2. Partizipation nicht-staatlicher Akteure

Cotonou setzt auf die verstärkte Einbindung nicht-staatlicher Akteure wie NGOs und Privatwirtschaft, die direkt in die Projektplanung und –abwicklung eingebunden werden sollten. Die Privatwirtschaft, die Wirtschaft- und Sozialpartner, einschließlich der Gewerkschaften und der Zivilgesellschaft in all ihren Formen, je nach den Besonderheiten des einzelnen Landes, gehören zu den Akteuren der Zusammenarbeit zwischen den beiden Partnern.  

,,Zur Verwirklichung der Ziele der Partnerschaft legen die AKP-Staaten souverän und unter gebührender Berücksichtigung der in Artikel 9 genannten wesentlichen Elemente dieses Abkommens die Strategien für die Entwicklung ihrer Wirtschaft und Gesellschaft fest.“ Art. 2 Cotonou. 

Art. 7 Cotonou besagt auch dass, 
,,Vereinbarungen über die Beteiligungen dieser Organisationen an der Konzeption, Umsetzung und Evaluierung der Entwicklungsstrategien und –programme getroffen werden.“  
1.5.3. Entwicklungsstrategien mit Focus auf Armutsbekämpfung 

Mit dem allgemeinen Schwerpunkt Subsahara-Afrika sollte zunächst die Armutsbekämpfung mit dem Ziel ihrer Beseitigung intensiviert werden. Das Abkommen bietet aber keine klare detaillierte Strategie der Armutsbekämpfung. 

,,Zentrales Ziel der AKP-EG-Zusammenarbeit ist die Eindämmung und schließlich Beseitigung der Armut, eine nachhaltige Entwicklung und die Schrittweise Integration der AKP-Staaten in die Weltwirtschaft.“ Art. 19 I. S. 1  

Die Parteien akzeptieren u.a. in Art. 19 II S. 1 die Schlussfolgerungen der UNO-Konferenzen und international vereinbarten Zielen als Grundlage für Entwicklungsgrundsätze: 

,,Als Grundlage für die Entwicklungsgrundsätze nehmen die Vertragsparteien in ihrer Zusammenarbeit Bezug auf die Schlussfolgerung der Konferenzen der Vereinten Nationen und auf die international vereinbarten Ziele und Aktionsprogramme sowie deren Folgemaßnahmen.“ 

1.5.4. Neugestaltung der Handelsbeziehungen 

Das Abkommen reagiert auf den zunehmenden Druck seitens der WTO, die die Handelspräferenzen der AKP-Staaten als Vorstoß gegen bzw. Ausnahme von ihren globalen Handelsregeln ansieht. Daher werden seit 2002 WTO-kompatible wirtschaftliche Partnerschaftsabkommen mit den in insgesamt sechs Regionen eingeteilten AKP-Staaten verhandelt, die ab 2008 in Kraft treten sollen. 

Die EU und die AKP-Staaten einigten sich im Handelsbereich auf die Einrichtung von regionalen Wirtschaftspartnerschaften zwischen beiden Parteien.  

1.5.5. Reformen in Finanzierung und Programmierung 
Eine Reihe von finanztechnischen und administrativen Vereinfachung sollte zu einer erhöhten Wirksamkeit der Hilfe beitragen. Der 9. EEF beträgt 13.8 Mrd. Euro, d.h. eine Steigerung um nur 5% gegenüber dem 8. EEF.

1.6. Wesentliche Elemente und fundamentales Element:

Das Cotonou-Abkommen beinhaltet sowohl wesentliche als auch fundamentale Elemente. Die Verletzung wesentlicher Elemente, das sind die Achtung der Menschenrechte, demokratische Prinzipien und Rechtsstaatlichkeit, führt zu partieller oder totaler Vertragsaussetzung. Die Verletzung fundamentalen Elements, das ist good Governance, führt zu Einschränkung der Suspensionsklausel. Ausschließlich schwere Korruption wurde als Anlass für ein Konsultationsverfahren im Fall einer Verletzung des Elements good Governance zur Suspendierung von Entwicklungszusammenarbeitsgeldern in den Vertrag eingeführt. 47
Gemäß Art. 9 1 Cotonou ist das Ziel eine

,,… auf den Menschen als ihren hauptsächlichen Betreiber und Nutznießer ausgerichtete nachhaltige Entwicklung; dies setz die Achtung und Förderung sämtliche Menschenrechte voraus.“  

In Art. 9 2 Cotonou heißt es:

,,... Die Achtung der Menschenrechte, die demokratischen Grundsätze und das Rechtsstaatsprinzip, auf denen die AKP-EU-Partnerschaft beruht und von denen sich die Vertragsparteien in ihrer Innen- und Außenpolitik leiten lassen, sind wesentliche Elemente dieses Abkommens.“
Art. 9 3 Cotonou behandelt das Umfeld, in dem die Menschenrechte, die demokratischen Grundsätze und das Rechtsstaatsprinzip geachtet werden und wo die verantwortungsvolle Staatsführung die transparente und verantwortungsbewusste Verwaltung der menschlichen, natürlichen, wirtschaftlichen und finanziellen Ressourcen ist. Deswegen wird good Governance als fundamentales Element betrachtet. Es heißt hier: 

,,Die verantwortungsvolle Staatsführung, auf der die AKP-EU-Partnerschaft beruht und von der sich die Vertragsparteien in ihrer Innen- und Außenpolitik leiten lassen, ist ein fundamentales Element dieses Abkommens. Die Vertragsparteien kommen überein, dass nur bei schweren Fällen von Korruption, einschließlich Bestechungshandlungen, die zu schweren Fällen von Korruption führen, ein Verstoß gegen dieses Element im Sinne des Artikels 97 vorliegt.“    

In Art. 96 Cotonou werden im Bereich der wesentlichen Elemente, die Konsultationsverfahren und geeignete Maßnahmen im Bezug auf Menschenrechte, demokratische Grundsätze und Rechtstaatsprinzip behandelt. 
---------------------------------------

47- Vgl. Werther-Pietsch, Ursula: Strategie für Entwicklung auf Grundlage der Menschenrechte und Demokratisierung, 
       Wien 2001, S. 123-124.
Art. 96 2a Cotonou besagt:

,,Ist die eine Vertragspartei trotz des zwischen den Vertragsparteien regelmäßigen geführten politischen Dialogs der Auffassung, dass die andere Vertragspartei eine Verpflichtung in Bezug auf die Achtung der Menschenrechte, die demokratischen Grundsätze oder das Rechtsstaatsprinzip nach Artikel 9 Absatz 2 nicht erfüllt hat, so unterbreitet sie, abgesehen von besonders dringenden Fällen, der andere Vertragspartei und dem Ministerrat alle zweckdienlichen Informationen für eine gründliche Prüfung der Situation, damit eine für die Vertragsparteien annehmbare Lösung gefunden wird. Zu diesem Zweck ersucht sie die andere Vertragspartei um Konsultationen, in denen es in erster Linie um die von der betreffenden Vertragspartei getroffenen oder noch zu treffenden Abhilfemaßnahmen geht. [...] Die Konsultationen beginnen spätestens 15 Tage nach dem Ersuchen und werden während eines im gegenseitigen Einvernehmen festgelegten Zeitraums fortgesetzt, der von Art und Schwere der Verletzung abhängt. Die Konsultation dauern jedoch nicht länger als 60 Tage.“
Führen die Konsultationen nicht zu einer gemeinsamen Lösung werden die Konsultationen abgelehnt. Liegt ein besonders dringender Fall vor, so können geeignete Maßnahmen getroffen werden. Die geeigneten Maßnahmen sind aufzuheben, sobald die Gründe für ihr Ergreifen nicht mehr vorhanden sind. 

b) ,,Ein "besonders dringender Fall" ist ein außergewöhnlicher Fall einer besonders ernsten und flagranten Verletzung eines der in Artikel 9 Absatz 2 genannten wesentlichen Elemente, der eine sofortige Reaktion erfordert. Die Vertragspartei, die das Verfahren für besonders dringende Fälle in Anspruch nimmt , teilt dies der anderen Vertragspartei und dem Ministerrat getrennt mit, es sei denn, ihr bleibt dafür keine Zeit.“
c) ,, "geeignete Maßnahmen" im Sinne dieses Artikels sind Maßnahmen, die in Einklang mit dem Völkerrecht getroffen werden und in einem angemessenen Verhältnis zu der Verletzung stehen. Bei der Wahl zu Maßnahmen, ist den Maßnahmen der Vorrang zu geben, die die Anwendung dieses Abkommens am wenigsten behindern. Es besteht Einigkeit darüber, dass die die Aussetzung der Anwendung dieses Abkommens das letzte Mittel ist. Werden in besonders dringenden Fällen Maßnahmen getroffen, so werden sie sofort der anderen Vertragspartei und dem Ministerrat notifiziert. Auf Ersuchen der betreffenden Vertragspartei können dann Konsultationen eingeleitet werden, um die Situation eingehend zu prüfen und nach Möglichkeit Lösungen zu finden. Diese Konsultationen werden nach Buchstabe a Unterabsätze 2 und 3 abgehalten.“  

In Art. 97 1 und 2 Cotonou werden Konsultationsverfahren und geeignete Maßnahmen im Bezug auf Korruption festgelegt. Die Vertragsparteien sind darüber einig, dass schwere Fälle von Korruption Anlass für Konsultationen sein sollte, wenn die EU große finanzielle Hilfe leistet. In so einem Fall kann jede Vertragspartei die andere um Konsultation ersuchen. Die Konsultationen beginnen spätestens 21 Tage nach dem Ersuchen und dauern nicht länger als 60 Tage. 

Art. 97 3 Cotonou besagt: 

,, Führen die Konsultationen nicht zu einer für beide Vertragsparteien annehmbaren Lösung oder werden Konsultationen abgelehnt, so treffen die geeignete Maßnahmen. In jedem Fall es ist in erster Linie Aufgabe der Vertragspartei, in der die schweren Fälle von Korruption aufgetreten sind, die Maßnahmen zu treffen, die erforderlich sind, um sofort Abhilfe zu schaffen. Die von den Vertragsparteien getroffenen Maßnahmen müssen in einem angemessenen Verhältnis zum Ernst der Lage stehen. Bei der Wahl der Maßnahmen ist den Maßnahmen der Vorrang zu geben, die die Anwendung dieses Abkommens am wenigsten behindern. Es besteht Einigkeit darüber, dass die Aussetzung der Anwendung dieses Abkommens das letzte Mittel ist.“ 

1.7. Institutionen des Abkommens 

Die gemeinsamen Organe des Abkommens wurden namentlich fast unverändert aus Lomé übernommen. Auch die wesentlichen inhaltlichen Bestimmungen blieben erhalten. Die Organe sind:

· Der Ministerrat,
· Der Botschafterausschuss,
· Die Paritätische Versammlung.

1.7.1. Der Ministerrat

Der Ministerrat setzt sich unverändert aus den Mitgliedern des Rates der EU und Mitgliedern der EU-Kommission einerseits und je einem Mitglied der Regierungen der AKP-Staaten andererseits zusammen. Gemäß Art. 96 des Cotonou-Akommens obliegt dem Rat: 

· Die Führung des politischen Dialogs, 
· Festlegung der politischen Leitlinien und Fassung der für die Durchführung der       

            Bestimmungen des Abkommens erforderlichen Beschlüsse,
· Prüfung und Klärung aller Fragen, die die wirksame und effiziente Durchführung des 
            Abkommens oder die Verwirklichung seiner Ziele behindern könnten,
· Obsorge für das reibungslose funktioniert der Konsultationsmechanismen.
1.7.2. Der Botschafterausschuss
Setzt sich aus den Ständigen Vertretern der Mitgliedstaaten bei der EU und einem Vertreter der Kommission einerseits und den Leiten der Missionen der AKP-Staaten bei der EU andererseits zusammen. Hauptaufgabe ist die Unterstützung des Ministerrats bei der Erfüllung seiner Aufgaben, die er dem Botschafterausschuss auch übertragen kann (Art. 15 Abs. 4), und die Ausführung der vom Rat erteilten Aufträge. Ihm obliegt auch die Vorbreitung der Tagungen des Rates. (Vgl. Art. 16 des Cotonou-Abkommens) 

1.7.3. Die Paritätische Parlamentarische Versammlung 

Die bisher Paritätische Versammlung wurde begrifflich auf „Parlamentarisch“ erweitert, und setzt sich unverändert aus Mitgliedern des Europäischen Parlaments (EP) einerseits und andererseits aus Mitgliedern der Parlamente der AKP-Staaten zusammen, wobei ein AKP-Staat nötigenfalls auch einen vom Parlament benannten Vertreter des betroffenen AKP-Staats entsenden kann. Ihre Aufgabe ist es, als beratendes Organ durch Dialog und Konsultation demokratische Prozesse zu fördern, eine bessere Verständigung zwischen den Völkern der EU und den Völkern der AKP-Staaten zu erleichtern und die Öffentlichkeit für Entwicklungsfragen zu sensibilisieren, Fragen zu erörtern, die die Entwicklung und die EU-AKP-Partnerschaft betreffen und im Hinblick auf die Verwirklichung der Ziele dieses Abkommens Entschließungen zu verabschieden und Empfehlungen an den Ministerrat auszusprechen (Art. 17 Abs. 2).

Neben diesen Organen bestehen noch weitere Stellen, die für das Funktionieren der Partnerschaft unerlässlich sind und deshalb Erwähnung finden sollen: es sind dies das AKP-Sekretariat und die Generaldirektion für Entwicklung, beide mit Sitz in Brüssel.

1.8. Rechtsgrundlage des Cotonou-Abkommens 48 

	Rechtsgrundlage der Zusammenarbeit
	Partner
	Unterzeichnet in/am; Laufzeit
	Ausstattung

EEF u. EIB
	Wesentliche Ereignisse und Neuerung der Beziehungen

	Cotonou
	15 EU-Mitgliedsländer und 77 AKp-Staaten(dazugekommen sind 6 Staaten und Gebiete in Pazifik: die Staaten Marshallinseln, Mikronesien, Nauru und Palau, sowie Cookinselnund Niue, beide Neuseeland)
	Cotonou (Benin)/23.06.2003;

 Laufzeit bis 29.02.2020

(Finanzprotokolle werden jeweils für 5 Jahre abgeschlossen)
	9. EEF: 13.500 Mio. ECU, sowie 1.700 Mio. ECU für EIB
	Politischer Dialog wird erheblich ausgedehnt und seine Rolle

 stärker betont; ,,good governance”  

wird ein ,,Fundamentales Element” des Vertrages, 

d.h. seine Verletzung berechtigt nicht zu Sanktionen;

Auch schwere Fälle von Korruptionen können Anlasssein

 für Konsultationsverfahren

 und geeignete Maßnahmen;

Die AKP-Staaten sollen in regionale Gruppen ausdifferenziert

 werden;

Dezentralisierung, d.h. verstärkte Zusammenarbeit mit 

Akteuren der Zivilgesellschaft

 während aller Phasen der Kooperation; 

STABEX und SYSMIN werden als einständige Instrumente

 abgeschafft;

Um WTO-Konformität zu erreichen, werden allen LDCs ,

 d.h. AKP- und Nicht-AKP-Staaten, 

die keinen LDC-Status haben, werden langfristig (ab 2008)

 gegenseitige Freihandelzonen vereinbart;

illegale Immigration aus AKP-Staaten und Regionen können

 in diese abgeschoben werden, 

auch wenn Herkunftsstaat nicht festgestellt werden kann.


---------------------------------------

48-Vgl. Windmeißer Anette: Der Menschenrechtsansatz in der Entwicklungszusammenarbeit, Wien 2002, S. 48.

3. Politischer Dialog zwischen EU und Afrika
Seit dem Ende des kalten Krieges unterliegt die Afrikapolitik der Europäischen Union einem wesentlichen Wandel. Die Beziehungen zwischen den beiden Partnern basierten seit der Unterzeichnung der Römischen Verträge ausschließlich auf entwicklungs- und handelspolitischer Zusammenarbeit. Seit Mitte der 1990er Jahre gewannen auch außen- und sicherheitspolitischer Aspekte an Bedeutung. Die Akteure der EU-Afrika-Politik sind die Kommission, das Europäische Parlament und der Rat. Die Afrikastrategie der EU basiert auf einer Reihe von EU-Dokumenten. Dazu gehören ,,die Europäische Sicherheitsstrategie (2003), der Europäische Konsens (2004) und Kommissionsentwurf für eine Strategie (2005).“49   

3.1. Der Europäische Konsens

Das Kohärenzgebot im Bereich der Entwicklungspolitik wurde erstmals juristisch verankert im Vertrag von Maastricht (1992) bzw. Amsterdam (1997) über die Europäische Union: 

,,Die Union achtet insbesondere auf die Kohärenz aller von ihr ergriffenen außenpolitischen Maßnahmen im Rahmen ihrer Außen-, Sicherheits-, Wirtschafts- und Entwicklungspolitik.“
weiteres heißt es in Art. 178 EG-Vertrag von Amsterdam.:

,,Die Gemeinschaft berücksichtigt die Ziele ihrer Entwicklungspolitik bei den von ihr verfolgten Politiken, welche die Entwicklungsländer berühren können.“ 

Art. 178 EG-Vertrag von Amsterdam. 

Am 13. Juli 2005 verabschiedete die EU-Kommission eine Mitteilung, die die Neuausrichtung der EU-Entwicklungspolitik vorsiecht. Die EU hat im Dezember 2005 eine gemeinsame Erklärung zur Entwicklungspolitik der EU „Der Europäische Konsens“ unterzeichnet, mit dem vorrangigen Ziel die Armut im Einklang mit den Millenniumszielen zu mindern. Es benennt auch Grundwerte, Ziele, Prinzipien der europäischen Entwicklungszusammenarbeit. Im Mittelpunkt der verabschiedeten Mittelung stehen neben Armutsbeseitigen, die Förderung von Good Governance, Menschenrechten, Demokratie und Zivilgesellschaft. 

Die Unterzeichnung des Europäischen Konsens im Dezember 2005 durch den Rat, die Europäischen Kommission und das Europäische Parlament stellen eine gemeinsame Erklärung zur Entwicklungspolitik der EU dar. Mit dem EU-Konsens ist zum ersten Mal in der Geschichte der EU-Entwicklungspolitik ein gemeinsamer Rahmen für die Ziele der, Werte und Grundsätze entstanden, die die Union d.h. alle Mitgliedstaaten und die Kommission, als globaler Akteur und Partner fördert. 

---------------------------------------

49- Vgl. Siegmar, Schmidt: Die EU-Sicherheitsstrategie gegenüber Afrika, in: Die Afrikapolitik der Europäischen Union – Neue Ansätze und Perspektiven, Opladen 2007, S. 93-123.

Louis Michel, Kommissar für Entwicklung und humanitäre Hilfe erklärte im Mai 2005 dazu: 

,,Im vergangenen Monat erzielte der Europäische Rat eine wichtige Einigung über die Vorschläge der Kommission zur Aufstockung unserer Entwicklungshilfe. Es ist wichtig, dass wir mehr tun, aber auch, dass wir es besser tun. Da die Entwicklungspolitik in die geteilte Zuständigkeit der Union und ihrer 25 Mitgliedsstaaten fällt, ist dazu eine Strategie erforderlich, die auf Koordinierung und Harmonisierung setzt. Wenn wir wirklich wollen, dass die Armut der Vergangenheit angehört, müssen wir gemeinsam handeln.“ 50
Für die Kommissarin für Außenbeziehungen Benita Ferrero-Waldner ist die EU-Entwicklungspolitik eine Strategie für eine gerechte Globalisierung und verbindet sie u.a. mit Sicherheit und Migration, sie ist der Meinung: 

,,Nach wie vor steht das Thema Entwicklung an der Spitze der europäischen Agenda. Die Entwicklungspolitik der EU ist eine Strategie für eine gerechte Globalisierung. In sie die Verbindung zwischen Entwicklung und Sicherheit, Entwicklung und Migration, Entwicklung und Handel und Entwicklung und Umwelt herstellt, bemüht sich die Kommission bestmöglich auf die unterschiedlichen Verhältnisse und Bedürfnisse in unseren Partnerländern zu reagieren.“ 51
3.1.1. Ziele des Europäischen Konsens 
Der Konsens enthält neben der vorrangigen Zielsetzung der Entwicklungspolitik der EU, nämlich die ,,Beseitigung der Armut im Rahmen der nachhaltigen Entwicklung“, folgende Positionen: 52  
Die MDGs fungieren als allgemeiner Referenzrahmen für die entwicklungspolitischen Details im Konsens.

· Konfliktprävention und Stärkung der Staatlichkeit,
· Achtung der Rechte von Migranten, Flüchtligen und Vertriebenen,
· Die Bekenntnisse zur Finanzierung der EZA, die von der EU seit 2002 wiederholt gemacht 
      wurden, werden im Konsens wiedergegeben. 

Im Europäischen Konsens wird die Entwicklung im Rahmen der Entwicklungsstrategie der EU mit anderen Politikbereichen verknüpft, nämlich: 53 
3.1.1.1. Entwicklung und Sicherheit 

Die Beziehung zwischen Entwicklung stellt die zweite markante Schwerpunktsetzung des Konsens, in dem es heißt:

,,Armut bedeutet Mangel an Chancen, Einfluss und Wahlmöglichkeiten. Verselbständigung, Beteiligung, Eingrenzung und Rechenschaftspflicht sind vier wichtige Elemente, die gleichermaßen der Sicherheit- und Entwicklungsthematik innewohnen. Entwicklung ist für die langfristige kollektive und individuelle Sicherheit von entscheidender Bedeutung. Beide Handlungsfelder ergänzen einander, ohne dass die eine der anderen übergeordnet wäre. Ohne Frieden und ohne Sicherheit kann es keine nachhaltige Entwicklung geben und nachhaltige Entwicklung ist die beste strukturelle Antwort auf die Ursachen gewalttätiger Konflikte und den Anstieg der internationalen Kriminalität und des Terrorismus.“
---------------------------------------

50- Vgl. EU-Kommission IP/05/902, Brüssel 2005, S. 1.

51- Ebd. S. 1.

52- Vgl. Celmens Six: Der europäische Konsens zur Entwicklungspolitik – Die EU als Geberin in veränderten internationalen Beziehungen, Wien 2006, S.3-4. 

53- Vgl. KOM (2005): Der Europäische Konsens, Brüssel 2005, S. 8-9.

3.1.1.2. Entwicklung und Migration 

,,Die Intensivierung der Migrationsströme ist ein Bestandteil der Globalisierung. Entwicklung ist langfristig die wirksamste Antwort auf Zwangsmigration und destabilisierende Migrationsströme; Sie verbessert die Lebensbedingungen und die Beschäftigungsperspektiven in den Entwicklungsländern und trägt zu Frieden und Sicherheit bei.“ 54
3.1.1.3. Entwicklung und Handel 

Da die EU die größte Handelsmacht der Welt ist (sie wickelt 20% der weltweiten Importe und Exporte ab), und da der Handel für Entwicklungspolitik von großer Bedeutung ist, umfasst der Konsens auch, unter den vorrangigen Zielen, den Handel:
,,Als der für die Entwicklungsländer am stärksten geöffnete Handelspartner setzt sich die EU weiterhin für eine angemessene gestaffelte Marktöffnung ein, beruhend auf ein offenen, fairen, geregelten multilateralen Handelssystem, dass den Schutz von schwachen Nationen explizit in ein Regelwerk und modus operandi eingeschrieben hat. Die bilateralen und unilateralen Präferenzsysteme bleiben weiterhin wichtige Entwicklungsinstrumente. Der EU ist bewusst, dass die Entwicklungsländer in diesem häufig komplexen Prozess der Handelsöffnung und –integration stärker unterstützt werden müssen. Deswegen verbessert und koordiniert sie die handelsbezogenen Hilfeprogramme noch mehr und stellt in Zusammenarbeit mit der internationalen Gemeinschaft zusätzliche Unterstützung für die Anpassung an und die Integration in die Weltwirtschaft bereit. Regionale Integration und das multilaterale Handelssystem verstärkt sich gegenseitig. Die Handelspolitik der Entwicklungsländer wird zusehends in einem regionalen Kontext festgelegt. Die EU fördert u.a. im Rahmen der Wirtschaftspartnerschaftsabkommen weiterhin die regionale Integration als zugkräftige Strategie für eine harmonische und allmähliche Integration der Entwicklungsländer in die Weltwirtschaft.“55

Der Konsens nimmt Stellung zu Umwelt, ohne aber auf Details ein zu gehen: 56
,,Armut hängt eng mit Umweltproblemen zusammen. Die Ärmsten sind zugleich diejenigen, deren Überleben am stärksten von natürlichen Ressourcen abhängt, die diese oft übermäßig ausbeuten müssen. Eine nachhaltige Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen, die Bekämpfung des Klimawandels, der Entwaldung und der Wüstenbildung sowie die Unterbindung des Verlustes an biologischer Vielfalt sind wesentliche Faktoren für die Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele. Die Globalisierung wirft große ökologische Herausforderungen auf. Die hält zu einer Entwicklung der Produktions- und Verbrauchmuster an, deren Ziel die Begrenzung der nachhaltigen Umweltauswirkungen des Wachstums ist. Sie unterstützt die Einbeziehung die Umweltdimension in die Strategien zur Armutsbekämpfung und in gleichwertige Entwicklungsstrategien.“
3.1.1.4. Entwicklung und sozialer Dimension der Globalisierung 

Die Globalisierung stellt große ökologische Herausforderungen dar, die u.a. im Entwicklungsbereich berücksichtigt werden müssen: 57

,,Die EU unterstützt die Stärkung der sozialen Dimension der Globalisierung, damit alle an deren Vorteilen teilhaben können. Die EU wird die Kohärenz ihrer Politiken  im Dienste der Entwicklung gewährleisten und auf globaler, nationaler und regionaler Ebene sich wechselseitig unterstützende Wirtschafts-, Soziale- und Umweltpolitiken vorantreiben.“
---------------------------------------

54- Vgl. KOM (2005): Der Europäische Konsens, Brüssel 2005, S. 8-9.

55- Ebd., S. 8-9

56- Ebd., S. 8-9

57- Ebd., S. 8-9.

3.1.1.5. Gute Regierungsführung

,,Verantwortungsvolles Regieren schließt die Fähigkeit der Staaten, ihren Bürgerinnen und Bürger die Wahrung ihrer Rechte und Freiheit zu sichern, sowie die Demokratisierung ein; Prävention von Konflikten und mangelnder Tragfähigkeit von Staaten – beides große Hindernisse für die Millenniums-Entwicklungsziele.“ 58
3.1.1.6. Menschenrechte

,,Die Förderung der in den internationalen Übereinkommen oder in anderen internationalen Instrumenten festgeschriebenen Menschenrechte einschließlich zivile und politische Rechte, wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, die Rechte der Kinder, Geschlechtergleichheit sowie Rechte von Minderheiten und indigenen Völkern.; Sozialer Schutz und Zusammenhalt einschließlich Förderung menschenwürdiger Arbeit für alle; Achtung der Grundrechte der Migranten, Flüchtlinge und Vertriebenen.“ 59

3.1.1.7. Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit 

Einen ersten großen Schwerpunkt setzt der Konsens mit dem Fragekomplex der Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit. 60 
3.1.1.8. Finanzierung der Entwicklungszusammenarbeit

Die Bekenntnisse zur Finanzierung der EZA, die von der EU seit 2002 wiederholt gemacht wurden, werden im Konsens wiedergegeben. 

---------------------------------------

58- Ebd., S. 8-9

59- Ebd., S. 8-9

60- Vgl. Clemens Six, Der Europäische Konsens zur Entwicklungspolitik- Die EU als Geberin in veränderten  

      internationalen Beziehungen, ÖFSE, Wien 2006, S. 3-4.

3.2. EU-Afrika-Strategie

3.2.1. Einleitung 

Auf Forderung des Rates im Juni 2005, bessere und effektive Entwicklung zu leisten und die Hilfeleistung auf Afrika zu konzentrieren und zu beschleunigen, erarbeitet die Europäische Kommission eine Afrika-Strategie der Europäischen Union, die am 12. Oktober 2005 von der Kommission angenommen und schließlich am 12. Dezember 2005 vom Rat verabschiedet wurde. 

Die Afrikastrategie der EU basiert auf einer Reihe von EU-Dokumenten. Dazu gehören ,,die Europäische Sicherheitsstrategie (2003), der Europäische Konsens (2004) und Kommissionsentwurf für eine Strategie (2005).“ 61
Kommissionspräsident José Manuel Barroso sagte nach der Annahme der Strategie durch die Kommission:

,,Das Einwanderungsproblem, dessen dramatische Folgen wir heute beobachten, langfristig nur durch eine ehrgeizige und koordinierte Entwicklungszusammenarbeit wirksam bewältigt werden kann, wenn die tatsächlichen Ursachen behoben werden sollen.“ Er verwies gleichzeitig auf ,,Die neuen und starken Organisationen auf regionaler und kontinentaler Ebene und die heranwachsenden afrikanischen Führungseliten, die sich alle mit Überzeugung für eine verantwortungsvolle Staatsführung und regionale Integration einsetzen.“ 62
Nach der Verabschiedung der Afrika-Strategie erklärte Louis Michel, EU-Kommissar für Entwicklung und humanitäre Hilfe: 63

,,Europa hat heute ein klares Signal gegeben: von nun an werden wir anders mit Afrika reden, Arbeiten und Zusammenarbeiten. Unsere Partnerschaft stützt sich auf einen starken politischen Dialog zwischen gleichberechtigten Partner. Wir vollen nicht bevormunden und uns an die Seite der Staaten setzen, sondern ihre Fähigkeiten erweitern und Eigenverantwortung und gute Staatsführung fördern.“ 

Im Rahmen der EU Afrikastrategie sind verschiedene Initiativen vorgesehen: 64

· Europäisch-afrikanische Partnerschaft für Infrastruktur und Netzwerke: Förderung der regionalen und kontinentalen Interkonnektivität auf Ebene des Kontinents zur Unterstützung der regionalen Integration,
· Governance-Initiative der EU: Unterstützung bei der Governance-Reformen, die aus dem von Afrikanern für Afrikaner entwickelte Peer-Review-Mechnismus (APRM) hervorgehen,
· Europäisch-afrikanische Unternehmensforum für Unternehmer und öffentliche und private Investoren aus Europa und Afrika,
· Nyerere-Programm für den Austausch von Studenten und Entwicklung von Exzellenzzentren auf dem gesamten Kontinent. 

---------------------------------------

61- Vgl. Siegmar, Schmidt: Die EU-Sicherheitsstrategie gegenüber Afrika, in Die Afrikapolitik der Europäischen Union – Neue Ansätze und Perspektiven, Opladen 2007, S. 93-123. 

62- Vgl. Presse Release Nr. IP/05/1260, Brüssel 12.10.1005.

63- Ebd. 

64- Vgl. Presse Release Nr. IP/05/1571, Brüssel 12.12.2005.

3.2.2. Warum eine EU-Afrika-Strategie?

In einer Mitteilung versucht die EU/Kommission eine Antwort auf diese Frage zu geben. In dieser Mitteilung gibt die Kommission folgende Gründe: 65 
· Alle 30 Sekunden stirbt ein afrikanisches Kind an Malaria,
· Unterernährung und Mangel an sauberem Trinkwasser sind in Afrika weit verbreitet,
· 40% aller Afrikaner leben von weniger als einem Doller pro Tag,
· Drei von vier Aids-Toten sind Afrikaner,
· Jeder fünfter Afrikaner lebt in einem Land, in dem Krieg oder andere bewaffnete Konflikte herrschen,
· Achtzehn der zwanzig ärmsten Länder der Welt (mit dem geringsten Prokopfeinkommen) liegen in Afrika,
· Nur in den Ländern auf dem afrikanischen Kontinent ist die Lebenserwartung – im Gegensatz zu allen anderen Entwicklungsländern – in den letzten dreißig Jahren weiter gesunken. 
Ohne größere politische Entschiedenheit und wesentlich mehr Finanzressourcen wird Afrika die in der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen verankerten Entwicklungsziele (Millennium Development Goals – MDGs) nicht wie eigentlich geplant bis 2015, sondern erst bis 2050 erreichen können.

3.2.3. Der Strategievorschlag der Kommission

Um Kontext und Konzeption der Strategie zu verdeutlichen, soll kurz auf zentrale Inhalte des Kommissionsvorschlages eingegangen werden. Ein Teil der Strategie wird unter Millenniums-Entwicklungsziele behandelt. 

3.2.4. Grundsätze

Die wichtigsten Grundsätze, die die neue Strategie konsolidieren soll, sind: 66
3.2.4.1. Gleichheit

,,Seit der Gründung der Afrikanischen Union und der Regionalen Wirtschaftsgemeinschaften einerseits und der Konsolidierung der europäischen Integration andererseits besteht ein neuer und systematischer institutioneller Rahmen für die Beziehungen zwischen Europa und Afrika. Gleichheit bedeutet gegenseitiger Anerkennung, Respekt voreinander und die Verständigung auf gemeinsame Interessen.“
3.2.4.2. Partnerschaft

,,Die EU stellt nicht nur Mittel im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit zur Verfügung, sondern ist auch ein Partner in Politik und Handel. Die Beziehungen beinhalten auch einen umfassenden, konkreten und konstruktiven politischen Dialog.“
---------------------------------------
65- Vgl. Press Release Nr. MEMO/05/370, Brüssel 12.10.2005.

66- Vgl. Mitteilung der Kommission: Eine Strategie der Europäischen Union für Afrika, KOM (2005) 489 endgültig, Brüssel 12.10.2005, S. 22.

3.2.4.3. Eigenverantwortlichkeit (ownership)

,,Entwicklungspolitiken und entwicklungspolitische Strategien können nicht von außen auferlegt werden. Afrikanische Union und NEPAD haben sich zu verantwortungsvoller Staatsführung, Wahrung der Menschenrechte und Demokratie verpflichtet und verdienen dafür die volle Unterstützung der EU. Somit hat auch das Konzept der Eigenverantwortlichkeit als Grundlage für Dialog und Zusammenarbeit mit jedem Land eine neue Dimension erhalten.“ 67 

Auch Subsidiarität und Solidarität bilden u.a. wegen der Neuigkeiten auf dem afrikanischen Kontinent – u.a. Afrikanische Union (AU), Neue Partnerschaft für die Entwicklung Afrikas (New Partnership for Africa′s Development – NEPAD) und Afrikanische Peer Review Mechanismus – APRM, bilden Subsidiarität und Solidarität zwei wesentliche Säule der Afrika-Strategie: 68 
3.2.4.4. Subsidiarität

,,Im Rahmen dieser Abkommen sollte die Europäische Union auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene mit Afrika zusammenarbeiten und dabei nach dem Subsidiaritätsprinzip handeln: Nur Angelegenheiten, die auf einer niedrigeren Verwaltungsebene weniger effizient werden würden, sollten der nächst höheren Verwaltungsebene übertragen werden. Während Themen wie Frieden und Sicherheit, Migration, Verbundnetze oder Katastrophenmanagement im wesentlichen auf regionaler oder kontinentaler Ebene behandelt werden müssen, können andere Fragen wie Dienste der sozialen Grundversorgen (z.B. Gesundheitswesen und Primarschulbildung) zumeist viel besser auf nationaler oder subnationaler Ebene angegangen werden.“ 69

3.2.4.5. Solidarität

,,Die Europäische Union sollte die afrikanischen Bemühungen um eine größere innerafrikanische Solidarität zwischen diesen drei verschiedenen institutionellen Ebenen unterstützen. Ausdruck findet eine solche Solidarität unter anderem in der Erkenntnis, dass die Verantwortung für Frieden, Sicherheit und verantwortungsvolle Staatsführung in den Händen von ganz Afrika liegt. Das Herzstück dieser neuen Doktrin bildet der von der AU geprägten Begriff der ,,non-indifference“ (,,Nicht-Gleichgültigkeit“). Die Einrichtung der Friedensfazilität, zu der alle Staaten in Subsahara-Afrika über ihre EEF-Mittelausstattung beitragen, ist ein gutes Beispiel dafür, wie Europa das Engagement Afrikas unterstützt.“70
3.2.4.6. Politischer Dialog

Die Strategie beinhaltet auch einen politischen Dialog zwischen der Europäischen Union und Afrika, was auch das Cotonou-Abkommen vorsieht. Die Änderungen von Artikeln 8 des Cotonou verleihen dem politischen Dialog mehr Struktur, mehr Dauerhaftigkeit und Potenzial und mehr Wirksamkeit. Artikel 96 kommt dann zur Anwendung, wenn schwierige Fälle nicht durch politischen Dialog gelöst werden können. Es handelt sich dabei um Sanktionen, auf die man erst zurückgreifen wird, wenn keine anderen Lösungen möglich sind.  

---------------------------------------

67- Vgl. Mitteilung der Kommission: Eine Strategie der Europäischen Union für Afrika, KOM (2005) 489 endgültig, Brüssel 12.10.2005, S. 23-24) 

68- Ebd. 23-24. 

69- Ebd. 23-24. 

70- Ebd. 24-25. 

 3.2.5. Dreigliedrige EU-Strategie

Die Afrika-Strategie gliedert sich in drei Bereichen, die sich auch in verschieden Themen gliedern lassen:71 
3.2.5.1. Ausbau der EU-Unterstützung in vorrangigen Bereichen

Dabei geht es um die Schaffung grundlegender Voraussetzungen für die Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele, Schaffung eines der Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele förderlichen wirtschaftlichen Umfelds (Wirtschaftswachstum, Handel und Verbundnetze) und Maßnahmen, die sich direkt auf die Millenniums-Entwicklungsziele (soziale Zusammenhalt und Umweltfragen) wirken zu ergreifen. 

In diesem Bereich konzentriert sich die EU auf folgende Themen:

· Förderung von Frieden und Sicherheit, 
· Unterstützung einer rechtmäßigen und effektiven Staatsführung,
· Schaffung eines positiven wirtschaftlichen Umfelds, Aufbauen von Netzen in Afrika,
· Die Menschen in den Mittelpunkt der Enzwicklung stellen, 
· Eine umweltverträgliche Entwicklung, 

3.2.5.2. Aufstockung der EU-Mittel für Afrika
Die EU (d.h. Mitgliedstaaten und EU-Kommission) stellten im Jahr 2003 Mittel in Höhe von 15 Mrd. Euro für die Entwicklungszusammenarbeit in Afrika bereit. Die EU verpflichte sich, ihre gesamte öffentliche Entwicklungshilfe bis 2010 auf 0,56% des BNE und bis 2015 auf 0,7% des BNE zu erhöhen. Die EU vereinbarte auch 50% der zusätzlichen Mittel für Afrika einzusetzen. 

3.2.5.3. Ein wirksames EU-Konzept
Die EU ist der Ansicht, dass realistische entwicklungspolitische Konzepte von entscheidender Bedeutung sind, können aber nur dann Wirkungen haben, wenn sie in konkrete und kohärente Entwicklungspolitiken umgesetzt werden. 
Die EU entwickelte im Jahr 2006 einen Aktionsplan zur Steigerung der Effizienz der Hilfe, der vorrangig in auf Subsahara-Afrika angewendet werden wird. Der Aktionsplan beruht auf folgende vier Punkte:

· Nutzung des Geberatlasses der EU als Instrument zur Kotrolle der Effizienz, 
· Festlegung nationaler Koordinierungspläne,
· Annahme gemeinsamer Programmplanungsdokumente,
· Entwicklung gemeinsamer Verfahren.

---------------------------------------

 71- Vgl. Mitteilung der Kommission: Eine Strategie der Europäischen Union für Afrika, KOM (2005) 489  endgültig, Brüssel 12.10.2005, S. 25-47.
3.3. Horn von Afrika-Strategie der EU 

Die Europäische Kommission hat am 20. Oktober 2006 eine „Partnerschaft der EU zur Förderung von Frieden, Sicherheit und Entwicklung am Horn von Afrika“ angenommen. Die Strategie bietet umfassendes Konzept für Konfliktprävention am Horn von Afrika sowie einen politischen Rahmen für die Gestaltung des Dialogs zwischen EU und den Staaten in dieser Region. Die Strategie beruht auf der zentralen Elemente der regionalen Dynamik und den Kernproblemen der Region Horn von Afrika.

Die Horn von Afrika-Strategie der EU beruht auf zwei wesentlichen Strategien der Europäischen Union. Nämlich: ,, dem Europäischen Konsens über Entwicklungspolitik “ und der  ,, Afrika-Strategie der EU“. Die Horn von Afrika-Strategie wird seitens der EU als Nagelprobe für die richtige Verwirklichung der EU-Afrika-Strategie angesehen. 

3.3.1. Warum die Horn von Afrika-Strategie

Die EU ist der wichtigste Partner des Horns von Afrika sowohl in entwicklungspolitischer Hinsicht als auch im Bereich der humanitären Hilfe:

,,Die EU bemüht sich darum, mit ihren Stabilisierungs- und Armutsbekämpfungsstrategien gemeinsam mit regionalen und internationalen Partnern eine Reihe von Problemen – schwierige sozioökonomische Lage und soziale Ungleichheit, Defizite im Bereich der Menschenrechte und der sozialen Rechte, chronische Ernährungsunsicherheit, Konkurrenzkampf um die knappen natürlichen Ressourcen, schlechte Staatsführung und Bevölkerungswachstum – gezielt anzugehen.“ 72
Das Horn von Afrika ist einer der ärmsten Regionen der Welt und ist Schauplatz für viele Konflikte wie z.B. der Grenzkonflikt zwischen Eritrea und Äthiopien, Konflikte in Somalia, im Sudan und Uganda. Diese Konflikte habe Auswirkung auf die gesamte Region. Am Horn von Afrika herrschen Grenzüberschreitende Probleme wie z.B. illegaler Waffenhandel, Handel mit Drogen, Flüchtlingen und illegale Migration. 

Da das Horn von Afrika von strategiescher Bedeutung ist, bemüht sich die EU um die Stabilität der Region.  Auch die internationale Gemeinschaft interessiert sich immer mehr für die Region sowohl im bezug auf Terrorismusbekämpfung, als auch aus wirtschftlichen Interessen, da die region an an strategisch bedeutende Teile des Nahen Osten grenzt, und das Nilbecken einschließt.
---------------------------------------
72- Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Brüssel, den 20.10.2006, KOM(2006) 601 endgültig (Mitteilung der Kommission an den Rat und das Parlament: Afrika-Strategie: Eine regionale politische Partnerschaft der EU zur Förderung von Frieden, Sicherheit und Entwicklung am Horn von Afrika, {SEK(2006)1307}, Brüssel, 20.10.2006, S. 5 http://ec.europa.eu/development/body/tmp_docs/com2006601_de.pdf

3.3.1.1 Förderung einer effektiven politischen und wirtschaftlichen Kooperation und

Integration auf regionaler Ebene

Das Arbeitsprogramm hat das Ziel die Probleme in der Region zu lösen und die Durchführungskapazitäten der regionalen Organisationen wie Afrikanische Union (AU) und IGAD zu stärken. Die Partnerschaft mit den regionalen Organisationen umfasst folgendes: 73
· Ausbau der politischen und funktionalen Zusammenarbeit mit der IGAD durch Entwicklung einer gemeinsamen Vision und eines entsprechenden Umsetzungsplans  mit den folgenden drei Kernbereichen: (i) Frieden, Sicherheit und Staatsführung; (ii) nomadische Viehwirtschaft und Ernährungssicherheit, (iii) institutionelle Entwicklung,

· Aktives Engagement der AU am Horn von Afrika und Stärkung der Kapazitäten Afrikas, insbesondere durch Aufbau von Kapazitäten für Konfliktprävention und Vermittlung in Konfliktsituationen und die Durchführung militärischer Friedens- und Monitoring-Einsätze. Die Einrichtung der Eastern African Standby Military Brigade (EASBRIG) als Teil der African Standby force (Afrikanische Bereitschaftstruppe) ist eine positive Entwicklung im Rahmen des Aufbaus afrikanischer Kapazitäten für die Durchführung militärischer Friedens- und Monitoring-Einsätze. Die EU könnte in Betracht ziehen, diese Initiative ebenso wie den Aufbau von Kapazitäten auf Ebene des Sekretariats des Friedens- und Sicherheitsrates der AU zu unterstützen,

· Förderung der Regionalintegration am Horn von Afrika, u.a. durch die Verhandlungen über die Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPA). COMESA und die Ostafrikanische Gemeinschaft (East Africa Community, EAC) sind entscheidende Instrumente der Regionalintegration und sollten zweifellos bei jeder Art von langfristiger Strategie der Friedensförderung in der Region einbezogen werden. Bei regionalen und panafrikanischen Programmen der Europäischen Kommission wird – wie in der Afrika-Strategie vorgesehen - besonderes Augenmerk auf Infrastrukturen und Kommunikationsinfrastrukturen gelegt werden, da sie strategisch wichtige Instrumente der Regionalintegration sind. Im Rahmen der Infrastrukturpartnerschaft EU-Afrika wird sich die EU um den Aufbau von Infrastrukturen, damit verbundenen Dienstleistungen und Verbundnetzen in der Region Horn von Afrika bzw. zwischen dem Horn von Afrika und anderen afrikanischen Regionen bemühen.
· Im Dezember 2005 hatte der Europäische Rat beschlossen, die von afrikanischer Seite unternommenen Anstrengungen für ein stärkeres Monitoring und Verbesserungen im Governance-Bereich zu fördern und eine Governance-Initiative zu entwickeln, mit der vom African Peer Review Mechanismus (APRM) ausgehende Reformimpulse unterstützt werden sollen. Verschiedene Länder der Region (Äthiopien, Sudan, Kenia und Uganda) habe sich dem APRM bereits angeschlossen; die EU sollte über diese Governance-Initiative die Umsetzung von Reformmaßnahmen unterstützen.
3.3.1.2. Bewältigung der auf Länderebene bestehenden zentralen politisch-strategischen Probleme mit Auswirkungen auf die Region

Das Arbeitsprogramm beschäftigt sich auch mit der Bewältigung der Probleme auf Länderebenen, die wegen ihrer Auswirkungen auf die gesamte Region Gegendstand des politischen Dialog zwischen EU und der Region sind: 74
---------------------------------------
73- Ebd., S. 10.

74- Ebd., S. 11.

· Was Sudan anbelangt, so sollte ermittelt werden, welche Kräfte in der Region den Friedensprozess unterstützen und welche dagegen opponieren und welche Interessen damit jeweils verknüpft sind. Diesen Erkenntnissen sollten im Rahmen des Dialogs und der Zusammenarbeit Rechnung getragen werden. Besondere Aufmerksamkeit sollte dabei den regionalen Implikationen der Darfur-Krise gewidmet werden,

· Das Problem der Unterstützung von bewaffneten Gruppierungen durch Nachbarstaaten sollte von der EU und den Ländern am Horn von Afrika in die politische und diplomatische Agenda aufgenommen werden,

· Initiativen, die auf die Beilegung von Grenzstreitigkeiten abzielen, sollten unterstützt werden. Hier ist insbesondere der Grenzkonflikt zwischen Äthiopien und Eritrea zu nennen, der weit reichende Auswirkungen auf die gesamte Region haben. Die Normalisierung der Beziehungen zwischen Eritrea und Äthiopien ist für Frieden und Sicherheit am Horn von Afrika unverzichtbar,

· Das politische Konzept für Kenia und Dschibuti sollte unter Berücksichtigung der Bedeutung dieser Länder für die regionale Stabilität überprüft und weiterentwickelt werden,

· Im Interesse der regionalen Stabilität kann ein bloßes "Containment" nicht als Option für Somalia in Betracht gezogen werden; statt dessen müssen die tiefer liegenden Ursachen der instabilen Lage in Somalia angegangen werden. Dabei sollten die Anliegen der Nachbarländer Somalias berücksichtigt werden, da diese Länder eine positive, stabilisierende Rolle im Rahmen des Friedensprozesses für Somalia übernehmen sollten. Die Einbindung Somalias in die geplante regionale Partnerschaft wird eine Nagelprobe für ihr effektives Funktionieren sein,

· Im Rahmen des Friedensprozesses in Norduganda sollte die regionale Dimension des Konflikts - insbesondere was Südsudan anbelangt - ebenfalls berücksichtigt werden.

3.3.2. Ziele 

Die Strategie bietet politische und strukturierte Rahmen für regionale Initiative und Programme. Die Ziele der Partnerschaft sind u.a.:75
· Verbesserung der Staatsführung und der Sicherheit, verstärkte Auseinandersetzung mit dem politisierten Islam, Dialog zwischen verschiedenen Gesellschaftsformen/Kulturen,

· Stärkung von Entwicklung, Handel, Sicherheit und politischer Partizipation insbesondere in "Grenzregionen", bessere Bewältigung der Migrations- und Flüchtlingsströme, Bekämpfung des illegalen Handels und der Verbreitung von SALW,

· Verbesserung der Strategien und Programme, mit denen dem Konkurrenzkampf um die natürlichen Ressourcen Einhalt geboten werden soll (u.a. Entwicklung regionaler Strategien für die Ernährungssicherheit, Eindämmung der mit der nomadischen Viehwirtschaft verbundenen Konflikte und verantwortungsvollere Planung und stärkere Kooperation bei der Bewirtschaftung der Süßwasserressourcen).
3.3.3. Begleitmaßnahmen für EU und Horn von Afrika 
Um die die Strategie erfolgreich umzusetzen, schlägt die EU-Kommission mehrere Begleitmaßnahmen sowohl für die Eu als auch für die Länder am Horn von Afrika vorgeschlagen. Was die Eu betrifft schlägt die Kommission folgende Begleitmaßnahmen: 76  

---------------------------------------
75- Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Brüssel, den 20.10.2006, KOM(2006) 601 endgültig (Mitteilung der Kommission an den Rat und das Parlament: Afrika-Strategie: Eine regionale politische Partnerschaft der EU zur Förderung von Frieden, Sicherheit und Entwicklung am Horn von Afrika, {SEK(2006)1307}, Brüssel, 20.10.2006, S. 12.  http://ec.europa.eu/development/body/tmp_docs/com2006601_de.pdf
76- Ebd., S. 12-13. 

· Förderung des Informationsaustausches und der Konsultationen zwischen den EUMitgliedstaaten und den EU-Organen, um eine einvernehmliche Haltung und gemeinsame Konzepte im Hinblick auf das Horn von Afrika herauszuarbeiten,

· Effektive Nutzung vorhandener EU-Instrumente, die der besseren Koodinierung und dem Dialog dienen, wie etwa Troika-Missionen, gemeinsame Missionen von Rat und Kommission und Entsendung von EU-Sonderbeauftragten. Die EU könnte sich inbesondere dafür einsetzen, dass das International Partners Forum (IPF) als Forum für den Dialog mit der IGAD genutzt wird,

· Ausschöpfung der Möglichkeiten, die im Rahmen von Artikel 8 des Partnerschaftsabkommens von Cotonou bestehen, um den Dialog mit den zentralen Akteuren (Länderregierungen, Regionalorganisationen) zu erleichtern und voranzutreiben. Die EU sollte sicherstellen, dass regionale Themen einen deutlichen Schwerpunkt des Dialogs im Rahmen von Artikel 8 bilden, wobei insbesondere die regionalen Auswirkungen des Vorgehens einzelner Staaten zu berücksichtigen wären,

· Förderung der Mikro- und Meso-Ebene von Konfliktprävention, -bewältigung und - beilegung, einschließlich der Strukturen nichtstaatlicher Akteure,

· Einbeziehung relevanter, das Horn von Afrika betreffender Themen in die Gespräche und Kontakte mit den Ländern des weiteren afrikanischen und arabischen Raums, vor allem im Falle Ägyptens, der arabischen Golfstaaten, der Liga der Arabischen Staaten und der Länder in Zentral- und Ostafrika,

· Ausbau des Dialogs und der Koordinierung zum Thema Horn von Afrika mit den USA, Norwegen, Japan, Kanada, Russland und China. Außerdem sollte zu diesem Thema ein strukturierter Dialog mit den Vereinten Nationen und den zuständigen VN-Einrichtungen geführt werden,

· Verstärkte Berücksichtigung des Konzepts der "menschlichen Sicherheit" – einschließlich der Menschenrechts-, Gender-, Bevölkerungs- und Umweltaspekte (nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser- und Waldressourcen und Küstengebieten, Wüstenbildung und Anpassung an den Klimawandel) – bei allen Entwicklungsprogrammen und Förderung der Einbeziehung dieser Aspekte in die von den Partnern in der Region verfolgten Strategien,

· Anpassung sämtlicher EU-Strategien, -Politikmaßnahmen und –Programme für die Länder am Horn von Afrika, um sicherzustellen, dass die zentralen regionalen Fragen und Querschnittsthemen angemessen berücksichtigt werden und ein effektiver Beitrag zur regionalen politischen Partnerschaft der EU geleistet wird. Daher sollte bei den Länderstrategiepapieren für die Länder am Horn von Afrika auch besonderes Augenmerk auf den regionalen Kontext gelegt und eine Analyse und Bewertung der Ursachen gewaltsamer Konflikte vorgenommen werden,

· Bei der Ausarbeitung neuer Kooperationsstrategien für das Horn von Afrika und die IGAD wird die Kommission darauf achten, dass die Länder- und Regionalstrategien im Rahmen des 10. EEF (2008-2013) auf die Unterstützung der regionalen politischen Partnerschaft mit dem Horn von Afrika abgestimmt sind. Nach Möglichkeit sollten die EUMitgliedstaaten hierzu ergänzende Unterstützung leisten. Staatsführung, natürliche Ressourcen und Ernährungssicherheit, Bildung und regionale Integration (Schwerpunkt Infrastrukturen) sollten als Hauptbereiche der Zusammenarbeit das Gerüst der Länder- und Regionalstrategien bilden.

3.3.4. Begleitmaßnahmen für Afrikanische Staaten am Horn von Afrika

Die EU-Kommission schlägt folgende Begleitmaßnahmen für afrikanische Partner am Horn von Afrika:76 
---------------------------------------

77- Ebde., S. 13-14. 

· Diskussion und Förderung der Regionalstrategie seitens der IGAD-Mitgliedstaaten, des IGAD-Sekretariats sowie anderer politischer Organe, relevanter regionaler Akteure und Organisationen der Zivilgesellschaft, um einen gemeinsamen Ansatz und die Zustimmung aller Beteiligten zu erzielen,

· Die regionalen Partner und Organisationen müssen auf allen Ebenen zu einem systematischen Dialog über die zentralen regionalen Herausforderungen bereit sein, so z.B. über die Themen Staatsführung, Konflikte, Ernährungssicherheit, illegaler Handel, gemeinsame Nutzung von Ressourcen, Sicherheit und religiöser Fundamentalismus, und sich dafür einsetzen, Antriebskräfte für einen Wandel zu ermitteln,

· Förderung des Informationsaustausches und Klärung der jeweiligen Rolle der Regionalorganisationen, der Partner der Region Horn von Afrika, der Nachbarländer und der wichtigsten regionalen Akteure, um gemeinsame Zielvorstellungen zu entwickeln,

· Die Ländern am Horn von Afrika und die Regionalorganisationen müssen adäquate Mittel für den Dialog und das Arbeitsprogramm bereitstellen und ein praktikables Format für den verstärkten Dialog mit der Europäischen Union finden,

· Die Partner der Region Horn von Afrika müssen die Konfliktursachen angehen und die sektorübergreifende Zusammenarbeit fördern, z.B. im Bereich des Zusammenhangs zwischen Konflikten, Zugang zu den natürlichen Ressourcen, Hirtennomadisums und Ernährungssicherheit,

· Umsetzung der einschlägigen institutionellen Reformen und der von den IGADMitgliedstaaten eingegangenen Verpflichtungen, die dem IGAD-Sekretariat ermöglichen sollen, seinen Aufgaben gerecht zu werden,

· Überprüfung und Aktualisierung der IGAD-Strategie und Vervollständigung der sektoralen IGAD-Strategie zur Förderung von Frieden und Sicherheit.

3.4. Die Millenniums-Entwicklungsziele
Im September 2000 kamen im Rahmen der Vereinten Nationen (United Nations UNO) die Staats- und Regierungschefs der Mitgliedsländer zu einem Gipfeltreffen der UNO in New York zusammen. Sie haben die Millenniumserklärung verabschiedet. Die Millenniumserklärung fixiert gemeinsame Grundwerte für die Regelung der internationalen Politik zu Beginn des 21. Jahrhundert. Die Erklärung beinhaltet acht international vereinbarte Ziele ,,Millenniums-Entwicklungsziele“ (Millennium Development Goals MDGs), die anspruchsvolle Vorgaben für die Entwicklungspolitik bieten.  Die Millenniums-Entwicklungsziele griffen Kernforderungen der verschiedenen Weltkonferenzen und der DAC-Strategie von 1996 auf, beruhten also auf einem bereiten Konsens von Industrie- und Entwicklungsländern. Die Millenniums-Entwicklungsziele wurden in 18 Teilziele (Targets) untergliedert, deren Umsetzung durch 45 Indikatoren überprüft werden soll. Die meisten Haupt- und Teileziele wurden mit quantitativen und zeitlichen Vorgaben versehen, die in der Regel bis zum Jahr 2015 reichen. 
3.4.1. Ziele

Die acht MDGs und 18 Zielvorgaben zu ihrer Verwirklichung sind: 78 

Ziel 1: Beseitigung der extremen Armut und des Hungers.

1. Bis 2015 den Anteil der Menschen halbieren, deren Einkommen weniger als 1Doller pro Tag beträgt (im Vergleich zu 1990).

2. Bis 2015 den Anteil der Menschen halbieren, die unter Hunger und Unterernährung leiden. 

Ziel 2: Verwirklichung der allgemeinen Grundschulbildung

3. Bis 2015 sicherstellen, dass Jungen und Mädchen überall auf der Welt mindestens eine  Grundschulausbildung abschließen können.

Ziel 3: Förderung der Gleichberechtigung der Gesellschaft und des Empowerment der Frauen

4. Bis 2005 das Geschlechtergefälle in der Prima- und Sekundarschulbildung spätesten 2014 auf allen Bildungsebenen beseitigen.

Ziel 4: Senkung der Kindersterblichkeit

5. Bis 2015 die Sterblichkeit von Kindern unter fünf Jahren um zwei Drittel senken (im Vergleich zu den Daten von 1990).

Ziel 5: Verbesserung der Gesundheit von Müttern

6. Bis 2015 die Müttersterblichkeitsrate um drei Viertel senken. 

Ziel 6: Bekämpfung von HIV/AIDS, Malaria und anderen Infektionskrankheiten

7. Bis 2015 die Ausbreitung von HIV7ADIS zu Stillstand bringen und allmählich zurückdrehen; besondere Hilfsmaßnahmen für AIDS-Waisenkinder.

8. Bis 2015 die Ausbreitung von Malaria und anderen Infektionskrankheiten zum Stillstand bringen. 
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78- Vgl. Franz Nuscheler: Entwicklungspolitik, Bonn 2004, S. 576.

Ziel 7: Sicherung der ökologischen Nachhaltigkeit.

9. Die Grundsätze der Nachhaltigkeit in einzelstaatliche Programme einbauen und dem Verlust von Umweltressourcenweltweit verbeugen.

10. Bis 2015 den Anteil der Menschen halbieren, die keinen Zugang zu sauberen Trinkwasser  haben.

11. Bis 2020 eine Verbesserung der Lebensbedingungen von mindestens 100 Mio. 
    Slumbewohnern, wie von der Initiative »Städte ohne Slums« vorgeschlagen worden war. 

Ziel 8: Aufbau einer globalen Entwicklungspartnerschaft 

12. Aufbauen eines nicht diskriminierenden Handels- und Finanzsystems.

13. Den besonderen Bedürfnissen der LLDCs Rechnung tragen (u.a. durch zoll- und 
              quotenfreien Zugang für Exportgüter aus diesen Ländern, Schuldenerleichterungen für die  HIPC und höhere ODA).

14. Den besonderen Bedürfnissen der Binnen- und kleinen Inselstaaten Rechnung tragen.

15. Die Schuldenprobleme der Entwicklungsländer auf nationaler und internationaler Ebenen 
              umfassend angehen und die Schuldenbelastung langfristig tragfähig machen. 

16. Erarbeitung von gemeinsamen Strategien zur Beschaffung produktiver und 
              menschenwürdiger Arbeit für junge Menschen. 

17. In Zusammenarbeit mit der Pharmaindustrie unentbehrliche und erschwingliche 
              Medikamente verfügbar machen. 

18. In Zusammenarbeit mit dem Privatsektor dafür sorgen, dass die Vorteile der neuen 
              Informations- und Kommunikationstechnologien auch den Entwicklungsländern zur Verfügung stehen. 

3.4.2. .Rolle der EU bei Verwirklichung der MDGS in Afrika 

Die EU hat sich verpflichtet bis 2015 zu verwirklichen. Dazu hat die Mehrheit der Mitgliedstaaten ihre Politik der Entwicklungszusammenarbeit angepasst bzw. neu ausgerichtet, und konzentriert sich nun auf die Verwirklichung der MDGs. Die EU wendet sich an die am wenigsten fortgeschrittenen Ländern zu (u.a. durch den freien Marktzugang für ihre Exporte im Rahmen der Initiative ,,Everything but arms.“).79  
Die EU hat verschiedene Bereiche der Politik außerhalb der Entwicklungspolitik festgelegt, in denen Maßnahmen getroffen werden, um die MDGs zu verwirklichen. Für die EU erfolgt die Umsetzung auf drei Ebenen: 80
· Auf Ebene der Mitgliedstaaten durch Stärkung der mit der Kohärenz der Politikbereiche zusammenhängenden Verfahren und Instrumente: dabei sind Anleihen bei den bewährtesten Verfahren einiger Mitgliedstaaten zu nehmen;
· Auf Ebene des Rates durch Stärkung der tatsächlichen Einbeziehung der Entwicklungsfragen in die Arbeiten der Sektorbezogenen Arbeitsgruppen des Rates;
· Auf Ebene der Kommission unter anderem durch verstärkte Folgeabschätzungen unter entwicklungspolitischen Gesichtspunkten. 
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79- Vgl. Europäische Kommission, KOM (2005) 132 endgültig, Brüssel 12.04.2004, S. 4. 

80- Vgl. KOM (2005): Der Europäische Konsens, Brüssel 2005, S. 14.

3.4.3. Voraussetzungen für die Verwirklichung der MDGs

In der Strategie der Europäischen Union für Afrika, die u.a. Afrika bei der Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele unterstützen soll, hat die EU folgende Voraussetzungen für die Verwirklichung dieser Ziele festgelegt: 81 
3.4.3.1. Frieden und Sicherheit:

Da Frieden und Sicherheit wichtige Voraussetzungen für nachhaltige Entwicklung sind, soll sich die EU auf folgende Aktivitätsfelder in diesem Bereich: Entwicklung eines umfassenden Ansatzes zur Konfliktprävention; Zusammenarbeit beim Kampf gegen Terrorismus; Unterstützung  von Frieden schaffenden Maßnahmen; Entwaffnung und Demobilisierung; Wahrung des Friedens in Post-Konflikt-Situationen; Konfliktressourcen. 

3.4.3.2. Verantwortungsvolle und wirksame Staatsführung:

Afrikanische Staaten haben sich gemeinsam einem Katalog fortschrittlicher Werte und Grundsätze der verantwortungsvollen Staatsführung verschrieben; einige dieser Länder haben sich regelmäßige Monitoring im Rahmen des ,,Afrikanischen Peer-Review-Mechanismus“ (APRM) einverstanden erklärt; Schaffung und Stärkung nationaler Organe auf zentralstaatlicher Ebene; Kampf gegen Korruption; Schutz der Menschenrechte; Förderung der Chancengleichheit für benachteiligte Bevölkerungsgruppen. 

3.4.3.3. Schaffung eines wirtschaftlichen Umfelds, das der Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele förderlich ist:

Nachhaltiges Wirtschaftswachstum fördern; Ausweitung des Süd-Süd-Handels, des Nord-Süd-Handels und des multilateralen Handels; Privatwirtschaftliche Initiative stärken; Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und Produktivität des afrikanischen Agrarsektors; Ausbau der kontinentalen Interkonnektivität.

3.4.4.  Maßnahmen zur Verwirklichung der MDGs

Die EU nannte auch folgende Maßnahmen, die zur Verwirklichung der MDGs von Bedeutung sind: 82 
3.4.4.1. Soziale Grundleistungen:

Es handelt sich dabei um: Primarschulbildung; Bildung und Forschung; Zugang zu Wissen und Austausch von Kenntnissen; Einrichtung eines Nyerere-Erasmus-Programms;. nationalen Gesundheitssystems; Verbesserung der Dienste im Bezug auf den Zugang zu Wasser und Abwasserentsorgung; Energieversorgung; produktive Beschäftigung mit menschenwürdigen Arbeitsbedingungen; soziale Absicherung. 

3.4.4.2. Umwelt:

Hier sind u.a. vier Themen von großer Bedeutung: Stärkung und Erhaltung der Artenvielfalt durch die Unterstützung eines geeigneten rechtlichen Rahmens für eine umweltverträgliche Nutzung natürliche Ressourcen; die Bewirtschaftung der ökologischen Vielfalt; die Eindämmung der Desertifikation; sowie die Bewältigung der Auswirkungen des Klimawandels.
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81- Vgl. Mitteilung der Kommission: Eine Strategie der Europäischen Union für Afrika, KOM (2005) 489 endgültig, 
       Brüssel 12.10.2005, S. 5-4.

82- Ebd.,  S. 6-8.
3.4.4.3. Mehr und effektivere Hilfe:

Um die MDGs zu Verwirklichen ist es nötig, mehr Mittel für die Entwicklungszusammenarbeit bereitzustellen. Deswegen nimmt sich die EU vor, das von der UNO gesetzte Ziel zu erreichen, bis spätesten 2015 0,7% des BNEan öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) bereitzustellen. 

3.4.4.5. Allgemeine und sektorbezogene Budgethilfe:

,,Die EU sollte die allgemeine und sektorbezogene Budgethilfe ausbauen. Auf diese Weise wird nicht nur die Transparenz, Vorhersehbarkeit und Ergebnisorientierung der Hilfeerbringung verbessert, sondern auch die politische Hebelwirkung der EU gestärkt.“
3.4.5. Johannesburg-Weltgipfel 

Vom 24.8. bis 4.9.2002 kam die Staatsgemeinschaft zum Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung (World Summit on Sustainable Development – WSSD) zusammen. Die Regierungen haben Entscheidungen über die Umsetzung bestehender internationaler Vereinbarungen getroffen. 

3.4.5.1. Themen für den Weltgipfel 

Der damalige UNO-Generalsekretär Kofi Annan nannte in seinem Bericht über die Umsetzung der Agenda 21, auf die die Beschlüsse des Gipfels ausgerichtet sein sollten: 83
· Die Unterstützung von regionalen, subregionalen und nationalen Initiativen für die Entwicklung, Frieden, Sicherheit und Stabilität,
· Die Bereitstellung von größer finanzieller Unterstützung für den Kampf gegen ADIS,
· Die Neustrukturierung der internationalen Hilfe und ihre Anhebung auf ein angemessenes und wirksames Ausmaß, 
· Die Unterstützung der grundlegenden Ziele sozialer Entwicklung wie die Versorgung mit sauberem Trinkwasser, Alphabetisierung und die Gesundheitsfürsorge,
· Die Förderung von Initiativen für den Zugang zu unterschiedlichen Energiequellen, insbesondere in ländlichen Gebieten,
· Die Förderung eines erschwinglichen Zugangs zu Technologien für afrikanische Unternehmer,
· Die Überbrückung der Digitalen Kluft und Umkehrung der Marginalisierung Afrikas,
· Die Unterstützung von Mikro-, Klein- und mittelständischen Unternehmen in Afrika, insbesondere im landwirtschaftlichen Sektor. 

3.4.5.2. Agende des Gipfels

Die wichtigsten Agenda des Gipfel waren: (vgl. Vertretung der Europäischen Kommission in Deutschland: 84 

· Ressourcenschutz und Ressourceneffizienz, insbesondere nachhaltige Energiepolitik und Wasserwirtschaft,
· Armutsbekämpfung und Umweltschutz (u.a. als Grundvoraussetzung nachhaltiger Entwicklung),
· Globalisierung und Handel (u.a. verbesserte Marktzugang für ärmere Länder),
· Gesundheit und Umwelt (u.a. Förderung der Energieeffizienz und des Einsatzes erneuerbarer Energien, Kriselaufwirtschaft),
· Finanzmechanismen, u.a. Finanzierung des Aktionsplans und Instrumente. (Der Aktionsplan soll im Sinne einer globalen Partnerschaft zwischen Nord und Süd "Global Deal" die wirksame Umsetzung der Prinzipen nachhaltiger Entwicklung gewährleisten). 
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83- Vgl. http://www.runiceeurope.org/german/umwelt/entwicklung/johannesburg/afrika.htm, (7.2.2005).

84- http://www.eu-kommission.de/html/aktuell/thema.aspaid=156, (10.12.2005). 
3.4.5.3. Ergebnisse des Gipfels 

Die wichtigsten Ergebnisse des Gipfels sind, gemessen an den globalen Herausorderungen und den langjährigen Vorbereitungen, unzureichend. Die wichtigsten Ergebnisse sind: 85 
· Rückschritt gegenüber den Ergebnissen von Rio zu verhindern,
· Klare Ziele für die Verbesserung der Trinkwasserversorgung für 1.2 Mrd. Menschen. 
            Beschluss für die Abwasserversorgung für 2.4 Mrd. Menschen,
· Zielsetzungen für den Schutz der Fischbestände, 
· Zielsetzungen für den Umgang mit Chemikalien,
· Zielsetzungen für die faire Verteilung des Nutzens aus der Biodiversität 
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85- Vgl.  Dr. Michael Baumann: http://www.germanwatch.org/rio/ws-res.htm, (4.9.2002).
